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Keine Heftseite bietet so viel journalistische Freiheit 
wie die des Vorwortes einer Zeitschrift. Die möch-
te ich gerne nutzen und dabei eine Bemerkung vor-

wegschicken. Während ich hier schreibe, feiert am selben Tag 
unser Freund und lang, langjähriges Redaktionsmitglied Ar-
nold Voskamp seinen inzwischen, ich weiß gar nicht, wieviel-
ten runden Geburtstag? Alles Gute, Arnold!

Fragt man fünf verschiedene Redakteure nach ihrer Tätig-
keit, erhält man mindestens sechs verschiedene Antworten. Ich 
kannte diese Redewendung zwar lediglich im Zusammenhang 
mit Juristen, sie ist aber auf die Journalistenzunft problemlos 
übertragbar. Wichtig natürlich auch die Frage, in welchen Be-
reichen diese Tätigkeiten ausgeübt werden.

Wenn Redakteure redigieren, heißt das, sie bearbeiten und 
überprüfen die Wörter, die Sätze, die Aussagen und die Argu-
mente, die da als Rohwaren auf dem Schreibtisch vor ihnen 
landen, in der Regel von irgendeinem E-Mail Konto Sekun-
denbruchteile vorher verschickt. Was auf herkömmlichen Post-
weg die Verpackung ist, ist hier die Dateiendung. Im Laufe der 
Zeit habe ich gelernt, dass diese Art der Verpackung eine mäch-
tige Waffe besitzt - es ist ihre Vielfältigkeit, die wehtut und das 
anschließende Entpacken ist das, was quält. Der Vereinheitli-
chung dienende Regeln sind so ein hohes Gut!

Doch beginnen wir mit dem Inhalt: Ist das der Text, der 
abgesprochen und geplant war? Stimmen die Namen - über-
haupt und auch bei Fehlschreibung -, stimmen die Zeitanga-
ben, Orte, stimmen die Zitate? Das sind die ersten Fragen. Das 
Problem, ich werde diese und all die anderen folgenden Fragen 
von mir allein beantworten lassen.

Glossen und Reportagen haben ihre ganz eigenen stilisti-
schen und sprachlichen Freiheiten, insbesondere Glossen. Hier 
Hand anzulegen, riskiert den Missgriff ins Kunstwerk – so 
sieht’s dein virtuelles Gegenüber. 

Doch weiter. Neigt er, der gedanklich immer weiter ran rückt 
und dem das, was Du da tust, so gar nicht gefällt, zu Schachtel-
sätzen, wortakrobatischen Saltos (Hätte hier auch Salti schrei-
ben können, scheint mir aber zu leicht vergeistigt abgehoben for-
muliert.) oder einer Bildsprache, ausgelaugt und blass wie Sei-
fenwasser? Ich weiß schon jetzt, ich werde Köpfe waschen müs-
sen. Die neue Frisur wird nicht gleich gefallen, ganz zu Schwei-
gen von jenen, die sich nie gewöhnen werden.

Mir gefällt das Zitat „Gott erfand die Zeit, der Teufel den Ka-
lender“. (Apropos Zitat: Wir haben übers Heft losgelöst vom ei-
gentlichen Inhalt ein paar sinnige Sprüche verteilt und hoffen, 
es gefällt.) Da ich meinen Glauben an Gott (und an das Wort!) 
nicht endgültig aufgegeben wissen möchte, vermute ich inzwi-
schen die Verantwortung beider Phänomene allein beim Teu-
fel.

Denn, typische Situation: Der Seitenplan ist zigmal bespro-
chen und als relevant gebilligt, der Redaktionsschluss liegt son-
nenwendenweit zurück, das Layout hat längst begonnen, da 
meldet sich ein Ratschlag, nein ein Ideenschlag: „Ich hätte da 
noch ... Ist noch Zeit und Platz ... Unbedingt gern und bitte ...“ 
Das Gegenmittel, dem Ärger Luft zu verschaffen, ist die Maß-
nahme, die einem Redakteur eigentlich körperlich weh tut: die 
letzten Absätze streichen, dass es eine Freude ist!

Letzte Bemerkung im Jahr: Fehler, egal welcher Art und Wei-
se mögen diesmal wahllos auf der Seite hier verstreut sein. Ob 
aus selbstironischer Lust oder Ironie freier Laune heraus, in 
Kenntnis oder Unkenntnis ... diese Freiheit nehme ich mir und 
dieses Rätsel gönne ich Euch (Seite 27). 

Editorial
Was macht der da?

Ihr Christoph Theligmann
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Selbst Go� eshäuser werden in 
herkömmliche Gebäude umge-
baut. Auch das ist eine Form des 
nachhal� gen Lebens. Das Titelbild 
zeigt Münsters ehemalige Dreifal-
� gkeitskirche nach dem Umbau.
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Dieter Hildebrandt (1927 – 2013) 

13  Das Buch zum Thema

ZUM LEBEN ZU WENIG

14  Lohndumping ohne Ende

ÜBER DEM TELLERRAND

16  Woanders arbeitslos

Wohlstand
ohne

Wachstum



5

IN EIGENER SACHE

SPERRE TOMBOLA

27  Der Preis ist heiß
Die große Verlosung

KULT�TOUR

BALKO/ DONATA GODLEWSKA/ 

MAIKE ROSA VOGEL

28  Ein Gedicht, eine 
 Geschichte und ein Lied

Festliches zum Jahreswechsel  

NICHT SPERRIG 

KURTS MELDUNGEN

30  Tipps und Presseticker
Berufliche Bildung / Kinderarmut / 
Europas Perspektive / Energiear-
mut / Wahlurne wird Papierkorb / 
Volksentscheids-Ranking 2013 / 
Bedingungsloses Grundeinkommen 
/ Neue Hartz IV Regelsätze /
Psychisch krank / Rundfunkbei-
tragsbefreiung                 

 

ALLES WAS RECHT IST
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KURSE:
Der AbM e.V. bietet weiterhin kostenlose 
Kurse an für Arbeitslose und Geringverdie-
nende zu Themen wie: PC-Schulungen - 
Schreibwerksta�  - Onlinepräsenz 
- Computerwelten 50 + - Bewerbungsop� -
mierung  - Gewal� reie Kommunika� on - 
S� mmbildung - Spanisch - Niederländisch 
- Historische Betrachtung zur Rolle der 
Frau in der Arbeitswelt -   ... und vieles 
mehr. 
Infos unter: 
www.abm-ev.de oder im MALTA, Achter-
mannstr. 10 oder unter Tel.: 0251 - 511121

39  IMPRESSUM

20  Vollständigen Schulden-
erlass bei der Krankenkasse 
erreichen
Es eilt: Nichtversicherte können nur noch bis spätes-

tens zum 31. Dezember 2013 einen vollständigen 

Schuldenerlass bei ihrer Krankenkasse beantragen. 

Unser Bericht erörtert die Hintergründe.

I N H A LT  _  

24  Münster ist ein teures Pflaster
Unser Land tut sich schwer mit poli� sch hintergründigem Humor. 

Die Rückblicke auf das Leben des großen Kabare�  sten Dieter 

Hildebrandt haben das erneut gezeigt. Im Kleinen ist das jetzt 

auch Münster widerfahren.

Die SPERRE Redak� on wünscht Ih-
nen und Euch ein paar schöne Feier-
tage sowie ein erfolgversprechen-
des Jahr 2014. Wer unser Team durch 
einen sperre-thema� sch passen-
den Textbeitrag bereichern möchte, 
ist zu der off enen Redak� onssitzung 
dienstags freundlichst eingeladen. 

24  Münster ist ein teures Pflaster

Veranstaltungshinweis:
Infoveranstaltung für Langzeit-
arbeitslose am 15.1.2014
Thema: Müssen Langzeitarbeitslo-
se vorzei� g in die Rente gehen?
Wann: Mi� woch,15. 01.2014  
von 10 – 12 Uhr
Wo: im cuba-Veranstaltungsraum 
„Black Box“ (barrierefreier Zugang)
Referenten: Georg van Fort (Jobcen-
ter) ist angefragt und Arnold Voskamp
(cuba-Arbeitslosenberatung).
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Unser Wirtschaftssystem wird mitunter mit 

einem Fahrrad verglichen – wenn man anhält, 

fällt es um. Die Wirtschaft muss wachsen. 

Dadurch steigen Umsätze und Gewinne der 

Marktteilnehmer, nur durch Wachstum ist 

Fortschritt und Entwicklung möglich. Das 

ist die übliche Ansicht, und aus dieser Über-

zeugung resultiert die gewöhnliche Lebens-

weise im Alltag. Doch es geht auch anders. 

Wir stellen einzelne Projekte in Münster und 

Umgebung vor, die sich dem Hexensabbat 

der Wachstumswirtschaft entgegenstellen 

-  eingebettet in einen begleitenden Text.

spe rer

Unser Wirtschaftssystem wird mitunter mit Unser Wirtschaftssystem wird mitunter mit 

einem Fahrrad verglichen – wenn man anhält, einem Fahrrad verglichen – wenn man anhält, 

fällt es um. Die Wirtschaft muss wachsen. fällt es um. Die Wirtschaft muss wachsen. 
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Eine Enquetekommission ist eine Expertengruppe. 
Der deutsche Bundestag hat diese Möglichkeit zur 
Einberufung, wenn ein Th ema zu kompliziert ist 

für das Alltagsgeschäft und zu wichtig, um es zu ignorie-
ren. In dem Gremium werden überparteiliche Vorschläge 
zur Lösung eines dringenden Problems erarbeitet, ihre Mit-
glieder sind einerseits Abgeordnete, andererseits Experten. 
So eine Gruppe beriet sich seit Anfang 2012 über ein Jahr 
lang zum Th ema „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“. 
Untersucht wurden der Nutzen und die Kosten des Wirt-
schaftswachstums. Ein Mitglied der Sachverständigengrup-
pe zeigte sich zum Abschluss enttäuscht: „So kommen wir 
nicht weiter!“ Dieser Sachverständige sah in dem Forum 
ursprünglich eine Perspektive für eine nachhaltige und 
vorausschauende Politik, so, um Antworten auf Fragen zu 

Eine Enquetekommission ist eine Expertengruppe. 

Wohlstand
ohne

Wachstum

von Christoph Theligmann

WIR MÜSSEN LERNEN, OHNE 
WACHSTUM ZURECHTZUKOMMEN

WOHLSTAND IN DIE ZUKUNFT SICHERN                              

bekommen, wie Deutschland auch künftig lebenswert sein 
könnte – trotz einer alternden Bevölkerung und globaler 
Umweltprobleme. Inzwischen jedoch fürchtet nicht nur er, 
dass ausgerechnet solche Kommissionen von klugen Ant-
worten weiter entfernt sind als der Normalbürger.

Eine Chance für die Politik? Ja, die drängt sich auf, weil 
seit Ausbruch der Finanzkrise immer mehr Bürger am 
Wirtschaftssystem zweifeln. Ökokrise und wachsende so-
ziale Ungleichheit verstärken das Unwohlsein noch. Kluge 
Systemkritik könnte also mehr Zuhörer fi nden denn je. Poli-
tiker diskutierten „immer weniger wissenschaftlich und im-
mer ideologischer“, so ein weiterer Teilnehmer. Dabei gibt 
es genügend brisante Fragen, Stichwort Rebound-Eff ekt: 
Der sorgt dafür, dass grünes Wachstum bisher in keiner 
Volkswirtschaft funktioniert. Alle Einsparungen, die neue 

T I T EL  _  
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Umwelttechnik ermöglichen, werden durch stärkeren Ver-
brauch wieder zunichte gemacht. Wir leben immer grüner, 
dafür aber auf immer größerem Fuß.

Trotz solcher spannenden Einsichten blieb die Enquete-
kommission in der Öff entlichkeit weitgehend wirkungslos. 
Denn über die nötigen Konsequenzen wurde nicht, oder 
hinter verschlossenen Türen, debattiert. Etwa über die Fra-
ge, ob die Politik weiter Wachstum fördern soll. Oder ob 
das Bruttoinlandsprodukt überhaupt eine sinnvolle Zielgrö-
ße ist. Oder wie man in Zeiten sinkender Wachstumsraten 
noch gute Politik machen kann. Gute Politik für ein gutes 
Leben halt.

HAUS COERDE
SELBSTVERWALTET, 
SOZIAL UND 
ÖKOLOGISCH  
Die Haus Coerde eG wurde kurz vor der Übernahme der 

Hofanlage Haus Coerde, einer der ansehnlichsten Höfe des 
Münsterlandes, im Oktober 2011 gegründet. Ihr vorran-
giges Ziel ist, eine gute, sichere und sozial verantwortbare 
Wohnungsversorgung für ihre förderfähigen Mitglieder 
zu gewährleisten, sowie gemeinschaftliches und selbstbe-
stimmtes Wohnen in dauerhaft gesicherten Verhältnissen 
zu ermöglichen.

Zusätzlich widmet sie sich dem Denkmalschutz, der 
Pfl ege des historischen Ortes Haus Coerde, der Förderung 
von Kunst und Kultur, der Bildung, der Landschaftspfl e-
ge, sowie der ökologischen Landwirtschaft. So hatte Ende 
2012 und 2013 die Genossenschaft die Möglichkeit, mit 
fi nanzieller Hilfe investierender Genossen landwirtschaftli-
che Flächen in direkter Hofnähe zu erwerben und diese in 
eine ökologische Bewirtschaftung zu überführen. Die Haus 
Coerde eG ist eine Wohngenossenschaft - neun Ateliers und 
Werkstätten, sowie eine Biogärtnerei beherbergt die Wohn-
anlage - mit dem Ziel, gemeinschaftlich in einem intakten 
sozialen Umfeld und im Einklang mit der Natur zu leben.

Die Gesellschaftsform „Genossenschaft“ wurde gewählt, 
um gemeinschaftliches Eigentum bei gleichzeitiger Selbst-
nutzung zu bilden. Für diese Eigentumsform sprechen sat-
zungsmäßig abgesicherte demokratische Beteiligungs- und 
Mitspracheformen, die nachhaltige Sicherung der Projekt-
idee und das lebenslange Nutzungsrecht der Mitglieder. 
Die Rechtsform bietet den Kooperationspartnern ein hohes 
Maß an Verlässlichkeit. Erfahrungen aus den verschiede-
nen Phasen der Projektplanung und der Realisierung gibt 
die Haus Coerde eG gerne an interessierte Projektgruppen 
weiter.  

Text: www.haus-coerde.de

DER VERZICHT AUF WACHSTUM 
IST DER GEWINN

Das „gute Leben“ hat Konjunktur. Und da trotz 
der anhaltenden Erschütterungen von Ökono-
mie, Ökologie und Politik eine sozialistische 

Utopie nirgendwo zu sehen ist, kommt die Moral ins Spiel. 
Ein Mehr an Ethik ist gefordert, denn die Lage der Welt ist 
so, dass man als vernünftiger Mensch sein Leben ändern 
muss. Die Frage ist: wie und wozu? Die Antworten fallen 
unterschiedlich aus - Griechenland wird aktuell niemand 
Einschränkungen empfehlen wollen, da fi ndet der Verzicht 
bereits statt. Aber für die reicheren Staaten gilt: Weniger ist 
mehr. Das heißt, eine Rückkehr zur alteuropäischen Kultur 
des Maßhaltens und eine Beschränkung des wirtschaftli-
chen Verhaltens ist von Nöten. Ein „gutes Leben“ ist ein 
Leben außerhalb des Hamsterrades des modernen Kapita-
lismus. Einerseits zu unserem Reichtum beigetragen, kann 
er aber jetzt, wo wir genug haben, nicht aufhören mit dem 
immer höher, schneller, weiter. Schon die Vorstellung einer 

  _  T I T EL  
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Etwa die Hälfte der angebauten Nahrungsmittel werden 
auf ihrem Weg vom Acker auf den Teller vernichtet, anstatt 
Menschen als Lebensmittel zu dienen. Oft reicht dazu schon 
eine Größenabweichung oder ein geringfügiger Frischever-
lust. Weshalb nicht mehr Lebensmittel kostenfrei ausgege-
ben werden, oder warum das nachträgliche Einsammeln aus 
Containern nicht straff rei ist, verstehen wir nicht.

Der erste Schritt ist das Einsammeln von Lebensmitteln, 
die nicht (mehr) „verkaufsfähig“ sind. In einem zweiten 
Schritt werden diese in sozialen Einrichtungen ehrenamt-
lich zusammengetragen, verarbeitet und ausgegeben. So 
schaff en wir ohne moralischen Zeigefi nger ein Bewusstsein 
für die tägliche Verschwendung. Wir unterstützen zudem 
die Initiative „Münster isst veggie“ und verwenden deshalb 
vegane, d.h. rein pfl anzliche und gesunde Rezepte!

Das Aufbrauchen von Lebensmitteln ist nur ein Zwi-
schenschritt. Langfristiges Ziel ist es, Produzierende bzw. 
Händler und Konsumierende näher zusammenzubringen. 
So sollen direktere Wege geschaff en und die Bedürfnisse 
der beiden Seiten besser aufeinander abgestimmt werden. 
Bestehende lokale Initiativen von Einkaufsgemeinschaften, 
gemeinschaftlich getragener Landwirtschaft oder auch al-
ternative Zahlungsweisen werden deshalb vorgestellt und 
eingebunden.

Gemeinsame Kochtermine!
Text: www.transition-muenster.de/aufessen/

RESTELOS 
GLÜCKLICH

DIE IDEE

DIE ABSICHT

Wohlstand
ohne

Wachstum

vollkommenen und zum Ende gelangten Bedürfnisbefriedi-
gung ist eine Horrorvorstellung der Mainstream - Ökono-
mie mit ihrem alternativlosen Anspruch. 

Der Wachstumswahn ist zu stoppen, da die Menschen von 
ihm keine Vorteile mehr haben. Der Verzicht auf Wachs-
tum ist der Gewinn! Utopisch? Die Menschheit bekommt 
doch aus vielerlei Gründen den Hals niemals voll, so das 
Gegenargument. Dem zum Trotz: Muße ist das Ideal. Alle 
großen, global bedeutsamen Denktraditionen sind dem 
Ideal eines maßvollen Lebens gefolgt. Diese Begrenzungen 
haben die neoliberale Wirtschaftsideologie und der entfes-
selte politische Liberalismus gesprengt. Mit dem überaus 
verführerischen Versprechen, eine ungebremste Verfolgung 
der bislang als schädlich sanktionierten Triebe ermögliche 
zugleich Reichtum und ein funktionierendes Gemeinwesen, 
hat der Neoliberalismus Habgier und Maßlosigkeit freige-
setzt und jede staatliche Begrenzung wirtschaftlicher Hand-
lungsmöglichkeiten in Verruf gebracht.

Unsere Chance in einer neuartigen Situation: Jetzt, in der 
heutigen Welt des materiellen Wohlstands sind die Voraus-
setzungen für ein „gutes Leben“ gegeben. Die neoliberale 
Vorstellung von der Neutralität des Staates gegenüber den 
Lebensentwürfen der Menschen ist nicht akzeptabel. Selbst-
verständlich, und da bewegt sich die „Tea Party“ Bewegung 
in den USA auf dem Holzweg, gibt es objektive Grund-
sätze eines „guten Lebens“, die  Voraussetzungen und Be-
dingungen eines solchen „guten Lebens“ bilden und denen 
sich der Staat gegenüber keineswegs neutral verhalten darf 
- im Gegenteil. Bestimmte Basisgüter müssen vorhanden 
sein und von Staats wegen bereitgestellt werden: Gesund-
heit, Sicherheit, Respekt, Persönlichkeit, Harmonie mit der 
Natur. Diese Basisgüter sind gegen die neoliberale Ideologie 
zurückzugewinnen und zu behaupten.

Hierbei kommt dem Staat eine wesentliche Rolle zu, und 
zwar über die Verkürzung der Arbeitszeiten, die Beschrän-
kung des Konsums durch Luxusgesetze und die Einführung 
eines bedingungslosen Grundeinkommens. Angesichts des 
erreichten Wohlstands ist das fi nanzierbar, im Interesse von 
Menschheit und Umwelt auch allgemein wünschenswert. 
Den letzten Schritt zum „guten Leben“ müssen wir Men-
schen allerdings selbst gehen, ohne Zwang, mit Hilfe der 
besseren Argumente. 

AUSGANGSSITUATION 

T I T EL  _  
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„Tauschen statt  zahlen“ - unter diesem Motto steht der (Aus)tausch 
von Dienstleistungen und - meist gebrauchten - Waren zwischen den 
Vereinsmitgliedern. Unsere Werte, Einheiten zur Verrechnung sind 
„Talente“, die für jedes Vereinsmitglied auf einem eigenen Konto 
gutgeschrieben bzw. abgebucht werden. Unverbindlich empfehlen 
wir einen Richtwert von 20 Talenten für den zeitlichen Aufwand 
von einer Stunde. Als „marktwirtschaftlich orientierter“ Tauschring 
bietet LoWi jedoch die Freiheit, den Gegenwert in Talenten frei aus-
zuhandeln, LoWi stellt lediglich die Plattform. Dieses Ringtauschen 
ist eine Form regionalen, nachbarschaftlichen Wirtschaftens.  

Tauschen macht Spaß: Es knüpft Verbindungen, die vielen in 
der Anonymität der Stadt fehlen. Tauschen gibt Selbstvertrauen, 
weil es Freude macht, gebraucht zu werden und die Wertschätzung 
der eigenen Fähigkeiten (Talente!) zu erfahren! Es schaff t auch bei 
schmalem, wirtschaftlichem Budget zusätzliche Freiräume. Viele 
gute Gründe für das Tauschen!

Text: www.tauschring-lowi.de

TAUSCHRING 
FÜR MÜNSTER 

DAS MIETSHAUS 
SYNDIKAT GRAFSCHAFT 31                  

Das Mietshäuser Syndikat ist ein Verbund von mittlerweile über 
70 selbstverwalteten Hausprojekten und gut 20 Projektinitiativen. 
Es blickt auf eine fast 30-jährige Erfolgsgeschichte zurück. Ziel des 
Syndikats ist es, Häuser der Immobilienspekulation zu entziehen 
und günstigen, selbstverwalteten Wohnraum zu schaff en und zu er-
halten. Das Syndikat sichert als Mitgesellschafter mit seinem Veto-
Stimmrecht in Angelegenheiten wie Hausverkauf, Umwandlung in 
Eigentumswohnungen oder ähnlichen Zugriff en, in jedem einzel-
nen Hausprojekt die Immobilie gegen Spekulation und Reprivati-
sierung, sowie gegen die private Abschöpfung von Gewinnen. So 
ist keine Reprivatisierung einer solidarisch fi nanzierten Immobilie 
mehr möglich.

Für das Projekt Grafschaft 31 in Münster bedeutet dies konkret: 
Wir haben den Hausverein Solidarisch Wohnen – SoWo e.V. ge-
gründet, in dem alle künftigen BewohnerInnen Mitglied sind. Des 
weiteren wird die wopro GmbH gegründet, in dem der SoWo e.V. 

und das Mietshäuser Syndikat Gesellschafter werden, und 
die das Haus und Grundstück kauft. Der Hausverein 
bestimmt über die meisten Angelegenheiten des Hauses 
allein. Das Mietshäuser Syndikat übt seine Kontrollfunk-
tion nur bei Entscheidungen aus, die eine Reprivatisierung 
bedeuten würden (Hausverkauf und ähnliches).

Das Mietshäuser Syndikat ist zudem ein Solidarzusam-
menschluss. Die einzelnen Projekte unterstützen sich ge-
genseitig mit ihren Erfahrungen, was insbesondere in der 
Planungs- und Startphase unverzichtbar ist. Alle Projekte 

zahlen monatlich einen Beitrag in den Solidarfonds ein. Mit dem 
Geld des Fonds werden die Stammeinlagen des Syndikats für neue 
GmbHs neuer Hausprojekte fi nanziert, ebenso wie Öff entlichkeits-
arbeit, Infrastrukturkosten etc.

Die Wohnprojektgruppe „Grafschaft 31“ besteht zurzeit aus 12 
Erwachsenen zwischen 30 und 47 Jahren. Wir leben schon seit vie-
len Jahren in Münster und wohnen zum Teil bereits jetzt in Wohn-
gemeinschaften zusammen.

Das Leben in größerer Gemeinschaft ist für viele von uns ein lang-
gehegter Traum. Wir haben unterschiedliche Ideen, die wir in die-
sem Rahmen verwirklichen wollen. Die Entfaltung des Einzelnen 
ist für uns wichtig. Freiheit gibt es aber nur dort, wo auch andere 
sind. Uns eint die Vision einer solidarischen, ökologischen und po-
litisch aktiven Gemeinschaft, jenseits von Dogmatismus und off en 
für Verschiedenheit.

Text: www.grafschaft31.org

Das Mietshäuser Syndikat ist ein Verbund von mittlerweile über 

und das Mietshäuser Syndikat Gesellschafter werden, und 
die das Haus und Grundstück kauft. Der Hausverein 
bestimmt über die meisten Angelegenheiten des Hauses 
allein. Das Mietshäuser Syndikat übt seine Kontrollfunk-
tion nur bei Entscheidungen aus, die eine Reprivatisierung 
bedeuten würden (Hausverkauf und ähnliches).bedeuten würden (Hausverkauf und ähnliches).

menschluss. Die einzelnen Projekte unterstützen sich ge-
genseitig mit ihren Erfahrungen, was insbesondere in der 
Planungs- und Startphase unverzichtbar ist. Alle Projekte 

zahlen monatlich einen Beitrag in den Solidarfonds ein. Mit dem 
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DAS MIETSHAUS 
SYNDIKAT GRAFSCHAFT 31                  

Wer Dinge nicht mehr braucht, wirft sie nicht weg, sondern legt sie 
in eine Givebox. Und wer etwas haben möchte, darf es mitnehmen 
- ganz umsonst. So funktioniert eine Givebox.

Und ganz nebenbei ist das auch noch gut für die Umwelt: Wenn 
gebrauchte Dinge weiter gegeben werden, muss nichts Neues pro-
duziert werden, wir brauchen also weniger Rohstoff e und Energie. 
In Münster gibt es inzwischen vier davon.

Im Mai musste die Givebox an der Skagerrakstraße abgebaut 
werden - seitdem bemühen sich Bürger des Mauritzviertels und das 
„Haus vom Guten Hirten“ um eine Wiederaufstellung. Am Ende 
einer Bürgerversammlung, die sich mit der Zukunft der Givebox 
an der Skagerrakstraße beschäftigte, stellten sich alle Anwesenden 
die gleiche Frage, heißt es in einer Pressemitteilung: „Und worauf 
warten wir jetzt?“ Michael Bastian vom „Haus vom Guten Hirten“ 
hatte zuvor über den Verhandlungsstand zum Wiederaufbau der 

EINE TOLLE IDEE, SO EINE GIVEBOX!                
Givebox berichtet. Bürger, die das Givebox-Projekt im Mauritzvier-
tel unterstützen, diskutierten über das weitere Vorgehen. Niemand 
könne verstehen, dass die Zustimmung seitens der Stadt noch ein 
großer Verwaltungsakt sein müsse, heißt es in der Mitteilung wei-
ter.

Seit die Givebox auf Auff orderung der Stadt Ende Mai abgebaut 
werden musste, bemühen sich Bürger des Mauritzviertels und das 
„Haus vom Guten Hirten“ um eine Wiederaufstellung. Gemein-
sam hatten sie einen entsprechenden Bürgerantrag formuliert. Das 
Antwortschreiben von Oberbürgermeister Markus Lewe von Mit-
te September habe eine Genehmigung nicht grundsätzlich ausge-
schlossen, wenn bestimmte Mindestanforderungen (Standsicher-
heit, Haftpfl icht etc.) erfüllt seien.

Kurzfristig umsetzbare Lösungen seien dem OB bereits schriftlich 
unterbreitet wurden. Eine Antwort zu diesem Schreiben stehe aus. 
Allerdings habe das Ordnungsamt zwischenzeitlich gemeldet, dass 
nun das Amt für Immobilien noch mit einbezogen werden müsse.

Text:Westfälische Nachrichten

DIE ZUKUNFT DER GIVEBOX AN DER 
SKAGERRAKSTRASSE BLEIBT UNGEWISS
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ZWEIFEL AM WACHSTUM WACHSEN

Wer einen sogenannten „Suspended Coff ee“ ordert, spen-
diert einer bedürftigen Person ein warmes Getränk. Die 
Idee aus dem Internet begeistert tausende Menschen auf 
der ganzen Welt - und hat nun erste Nachahmer gefunden, 
z.B. im „Malta“ (Münsters Arbeitslosentreff  Achtermann-
straße). Das Konzept an sich ist nicht neu. Es ist eigentlich 
eine alte italienische Idee aus Neapel. Dort zählt eine gute 
Tasse Kaff ee schon immer zu den Grundnahrungsmitteln. 
Die Neapolitaner bestellen nach einem Geschäftsabschluss 
oder einfach so, weil sie gute Laune haben, einen Espresso 
für sich und einen „Espresso Sospeso“ für nicht so betuchte 
Mitbürger.

Mit der Wirtschaftskrise gelangte die Idee nach Bulgarien 
und Spanien, seither verbreitet sie sich auf der ganzen Welt. 
Die Website coff eesharing.com führt für Europa bereits 
hunderte Orte auf, an denen es „Suspended Coff ee“ gibt. 
Große Kaff ee-Ketten wie Starbucks oder Coff ee Fellows 
gehören übrigens nicht dazu. Die Abrechnung ist hingegen 
einfach gefunden: Auf einer Strichliste notiert man zum 
Beispiel,  wie viele Kaff ees bezahlt und wie viele abgeholt 
werden. Das System lebt vom gegenseitigen Vertrauen zwi-
schen Spender und Gastronom. Wichtig ist, alle bezahlten 
Kaff ees auch weiterzugeben.

Die Frage ist nur, ob sich genügend Abnehmer fi nden. 
Die Hemmschwelle, nach so einem Kaff ee zu fragen, kann 
nämlich groß sein. Die Bedürftigen müssten sich outen. Das 
Konzept dürfte deshalb eher in größeren Städten funkti-
onieren. Dort gibt es zum einen eine größere Menge po-
tentieller Spender, zum anderen bleiben die Abnehmer eher 
anonym als an kleineren Orten.

ZWEI TASSEN KAFFEE BEZAHLEN, 
NUR EINE TRINKEN.

ZWEIFEL AM WACHSTUM WACHSENZWEIFEL AM WACHSTUM WACHSENZWEIFEL AM WACHSTUM WACHSENZWEIFEL AM WACHSTUM WACHSENZWEIFEL AM WACHSTUM WACHSENZWEIFEL AM WACHSTUM WACHSENZWEIFEL AM WACHSTUM WACHSEN

Wohlstand
ohne

Wachstum

12

Wenig hat der ökologischen Wachstumskritik 
so sehr genutzt wie das Buch „Die Grenzen 
des Wachstums“ von 1972. Wenig hat ihr aber 

auch so geschadet wie der Bestseller, mit dem der Club of  
Rome auf die drängenden Umweltprobleme aufmerksam 
machen wollte. Denn einerseits hat der Bericht die Öff ent-
lichkeit aufgerüttelt. Andererseits hat seither kaum jemand 
mehr über die Grundlagen der Wachstumskritik diskutiert. 
Meist ging es darum, die angeblich falschen Prognosen der 
Zukunftsforscher zu kritisieren - ihre rund ein Dutzend Sze-
narien für die Zeit vor 2020 haben bisher kein einziges Mal 
ins Schwarze getroff en.

Die philosophische Dimension des Th emas geht weit tie-
fer, der Blick in die Zukunft bleibt im Konkreten hingegen 
weiter ungewiss. Wachstumskritiker berufen sich gerne auf 
den kurzen Essay „Economic Possibilities for our Grand-
children“ von John Maynard Keynes. In der Schrift von 
1930 entfernte sich der einfl ussreichste Ökonom des 20. 
Jahrhunderts von der damals wütenden Weltwirtschafts-
krise und wagte einen weiten Blick voraus. In nur einem 
Jahrhundert werde das ökonomische Problem - die materi-
elle Knappheit - gelöst sein, meinte Keynes. Dann könnten 
sich Spezialisten um wirtschaftliche Fragen und der Rest der 
Menschheit könne sich um wichtigere Dinge kümmern. In 
einer vielzitierten Passage schrieb Keynes: „Wenn die Öko-
nomen es hinbekämen, dass man sie als bescheidene, kom-
petente Leute betrachtet, auf einer Ebene mit Zahnärzten, 
wäre das großartig.“

  _  T I T EL  
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Auch der Sozialwissenschaftler Meinhard Miegel zählt 
seit mehr als drei Jahrzehnten zu jenen Intellektuellen, die 
zumindest von Wachstumsskepsis geleitet sind. Mit seinem 
Buch „Exit - Wohlstand ohne Wachstum“ hat er das Th ema 
erstmals in den Mittelpunkt seiner Überlegungen gestellt. 
Der permanente Wachstumsdruck überfordere nicht nur 
die Umwelt, sondern zunehmend auch die Menschen, die 
angesichts ihrer wachsenden Arbeitsbelastung mit einem 
vagen Versprechen auf einen materiellen Zuwachs vertrös-
tet würden.

Neu scheint aber zu sein, dass ein Autor mit solchen Th e-
sen weit über die engere wachstumskritische Gemeinde hin-
aus Zustimmung erhält. In Rezensionen in der Presse erhielt 
Miegel überwiegend Lob dafür, ein wichtiges Th ema ohne 
Klischees, Vorurteile und mit intellektueller Redlichkeit 
bearbeitet zu haben. Auch in anderen Diskussionszirkeln 
ändert sich der Tenor der Debatte. 

Die Finanzkrise ist vielen ein Zeichen dafür, dass hohe 
Wachstumsraten nur zu erreichen sind, wenn gefährliche 
ökonomische Risiken und Blasen in Kauf genommen wer-
den. Von diesem Gedanken geleitet, wird auch auf den 
Diskussionspodien der Republik ein Argument immer 
hoff ähiger, das noch vor einigen Jahren von Politikern, 
Gewerkschaften und Wirtschaftsvertretern vehement abge-
lehnt worden wäre: „Wir müssen in der Gesellschaft lernen, 
ohne Wachstum zurechtzukommen.“ 

ZWEI TASSEN KAFFEE BEZAHLEN, 
NUR EINE TRINKEN.

Blutrote Fässer zieren den Titel von 
Andreas Eschbachs Roman. Wer den 
750 Seiten Th riller gelesen hat, der 
weiß: Sie sind leer. Eschbachs Th ema 
ist der viel diskutierte „Peak – Oil“, 
jener Punkt, an dem die Ölreserven 
versiegen und die Nachfrage nach Öl 
größer ist als das mögliche Angebot. 
Von diesem Punkt an verliert die 
Wirtschaft ihre Antriebskraft, und 
die Welt beginnt sich zu ändern. Die 
Handlung des Romans geht dabei von 
der Prämisse aus, dass dieser Punkt 
sehr viel näher liegt als gemeinhin 
angenommen.

Markus Westermann, ein junger 
Deutscher, kommt in die USA, um 
Karriere zu machen. Als er den erfah-
renen Öltechniker Walter Block kennen lernt, sieht er seine 
große Chance gekommen. Block entwickelt eine Methode, 
um ungeahnte Ölfelder aufzuspüren und damit dem Ölzeit-
alter zu einer Renaissance verhelfen zu können. Gemeinsam 
bauen die beiden ein Imperium auf, das auch in Saudi Ara-
bien, dem weltweit wichtigsten Ölförderland tätig wird, da 
dort die Vorräte zur Neige gehen. Dabei geraten sie zwischen 
die verschiedenen  Interessen der Weltmächte, Herrscher-
häuser, Wirtschaftsverbände und Großkonzerne.

Eschbach versteht es, die Konsequenzen des Peak-Oil für 
das Leben des Einzelnen wie der Gesamtgesellschaft auszu-
malen und diese in eine spannende Spielhandlung zu ver-
packen. Der deutsche Erfolgsautor („Das Jesus-Video“, „Der 
letzte seiner Art“) hatte es bereits mit seinem Bestseller „Eine 
Billion Dollar“ geschaff t, betriebs- und volkswirtschaftliche 
Zusammenhänge auf allgemein verständliche, nicht nur un-
terhaltsamse Art, sondern zugleich spannende Weise aufzu-
bereiten. In dieser Tradition steht auch „Ausgebrannt“, der 
Roman um das Ende des Ölzeitalters.

Fans werden diesen Eschbach wie alle seine Bücher lieben 
und verschlingen. Der in der Bretagne lebende Schriftsteller 
ist und bleibt einer der wenigen deutschsprachigen Roman-
autoren, der mühelos die Hitparaden der Buchverkaufslis-
ten stürmen und lange einen der ersten Plätze halten kann. 
Für Leser, die sich mit Fragen der gesellschaftlichen Ent-
wicklung und Hintergründen der Ölindustrie auseinander 
setzen wollen, ist das Werk ein ausgezeichneter Einstieg, um 
den Autor und sein Werk näher kennen zu lernen. 

Andreas Eschbach: „Ausgebrannt“

ISBN 978-3-404-15923-9  

10,95 €

AUSGEBRANNT
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Kaum erörtert werden die ausgespro-
chen negativen gesamtwirtschaftli-
chen Folgewirkungen eines solchen 

Konzeptes. Denn entscheidend ist die Ant-
wort auf folgende Fragen: Warum sind so vie-
le Menschen jahrelang im Hartz-IV-System 
ohne Chance auf einen regulären Job? Liegt 
es an mangelnder Qualifikation und persön-
lichen Problemen der Betroffenen, wie häufig 
behauptet wird?

Die Antwort ist: Es liegt nicht an den ein-
zelnen Personen, sondern an einem massiven 
Mangel an Erwerbsarbeit. Die offiziellen Ar-
beitslosenzahlen von knapp drei Millionen 
Betroffenen zeigen nur die halbe Wahrheit. 
Rund 1,3 Mio. Personen tauchen hier nicht 
auf, weil sie sich in Maßnahmen der Bundesa-
gentur für Arbeit befinden oder sich aufgrund 
anhaltender Erfolgslosigkeit bei der Arbeitsu-
che nicht (mehr) arbeitslos melden. Genauso 
schwerwiegend, aber wenig diskutiert: Inzwi-
schen ist jeder dritte abhängig Beschäftigte 
in Teilzeit erwerbstätig, insgesamt 12,6 Mio. 
Personen. Nach belastbaren Umfragen wür-
de gut die Hälfte von ihnen ihre Arbeitszeit 
gerne ausweiten. Rechnet man alle Wünsche 
nach mehr Arbeit - der registrierten Arbeits-
losen, der Unterbeschäftigten und der so ge-

Es wird wieder ver-
stärkt über einen sozi-
alen Arbeitsmarkt für 

Langzeitarbeitslose 
diskutiert. Auf den 
Punkt gebracht be-

deutet dies: Die Löhne 
zahlt nicht die Firma, 
der Betrieb, also da, 
wo gearbeitet wird, 

sondern das Arbeits-
einkommen wird aus 

Steuermitteln bezahlt.

nannten stillen Reserve - zusammen, so feh-
len in Deutschland zwischen 5,5 und 6 Mil-
lionen Vollzeitarbeitsplätze. Die tatsächliche 
Arbeitslosigkeit ist damit doppelt so hoch wie 
die offiziell ausgewiesene. Es ist schlicht un-
möglich, auch nur annähernd jede und jeden 
zu beschäftigen.

Von dieser Tatsache wird versucht abzu-
lenken, indem die Verantwortung für die 
Arbeitslosigkeit individualisiert wird: Die 
Betroffenen sind angeblich nicht qualifiziert, 
motiviert oder leistungsfähig genug. Das ist 
schlicht Unsinn. Auch wenn die gesamte Er-
werbsbevölkerung in Deutschland 30 Jahre 
alt und topfit wäre sowie ein Studium abge-
schlossen hätte – für 5,5 bis 6 Mio. gäbe es 
keine Arbeit. Am Arbeitsmarkt findet folglich 
ein Verdrängungsprozess statt - besser Quali-
fizierte nehmen auch Jobs weit unterhalb ihrer 
Qualifikation an. Inzwischen ist jeder fünfte 
Arbeitnehmer für seinen Job überqualifiziert. 
Höhere Bildungsabschlüsse verbessern so-
mit nur die individuellen Erfolgsaussichten 
am Arbeitsmarkt, sie sind aber kein geeig-
netes Mittel, um die Unterbeschäftigung in 
Deutschland insgesamt zu vermindern.

Die Unternehmen profitieren von dieser 
Lage: Beschäftigte und Arbeitslose machen 

EIN SOZIALER ARBEITSMARKT ALS 
NEUER SEKTOR FÜR LOHNDUMPING?
DIE ZU GROSSE NACHFRAGE AN ZU WENIG ARBEITSANGEBOTEN                            

von Lars Niggemeyer
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sich gegenseitig Konkurrenz, sodass viele 
Menschen gezwungenermaßen bereit sind, 
zu Niedriglöhnen und unter prekären Bedin-
gungen zu arbeiten. Immer mehr Beschäf-
tigte müssen ergänzend Hartz IV beziehen, 
weil ihre Löhne zum Leben nicht reichen. 
Umgekehrt gilt: In Vollbeschäftigungsperi-
oden - in Deutschland zuletzt von 1960 bis 
1973 - findet praktisch jeder Arbeit zu gu-
ten Bedingungen. Die Unternehmen stellen 
bereitwillig Ältere, gering Qualifizierte und 
gesundheitlich Beeinträchtigte ein, weil sie 
sonst niemanden bekommen können. Dann 
zeigt sich deutlich: Vermittlungshemmnisse 
liegen in der Regel nicht in den Personen, 
sondern im Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt begründet. 
Zentrale Ursache der Langzeitarbeitslosig-
keit ist ein Versagen des Marktes und nicht 
der betroffenen Menschen.

Eine solche Vollbeschäftigungslage ist der-
zeit überhaupt nicht absehbar. Öffentlich ge-
förderte Beschäftigung ist daher notwendig 
- allerdings nicht nach Modellen des sozialen 
Arbeitsmarktes. Würden diese umgesetzt, 
so fände schlicht und einfach ein Austausch 

von regulärer Beschäftigung durch öffent-
lich geförderte Beschäftigung statt. Werden 
200.000 Arbeitsplätze im ersten Arbeits-
markt - also bei privaten Betrieben sowie 
Unternehmen der Sozialwirtschaft, die Auf-
träge für reguläre Betriebe ausführen - aus 
Steuermitteln bezahlt, haben entsprechend 
viele Langzeitarbeitslose Arbeit. Dafür sind 
200.000 andere Personen arbeitslos. Sie wer-
den entlassen oder gar nicht erst eingestellt, 
weil sie zu teuer sind - denn sie erhalten ja 
keine Lohnzuschüsse. Im Endergebnis würde 
die Zahl der Arbeitslosen gleichbleiben, und 
die Zahl der Bezieher öffentlicher Transfer-
leistungen würde sich entsprechend erhöhen. 
Reguläre Jobs wären durch noch mehr Auf-
stocker ersetzt. Ein beschäftigungspolitisch 
und volkswirtschaftlich katastrophales Er-
gebnis. Der Trend zur Entlassung der Arbeit-
geber aus einer zentralen Verpflichtung - der 
Zahlung existenzsichernder Löhne - würde 
drastisch verstärkt. Hier zeigt sich deutlich, 
wie ein vielleicht gut gemeintes Konzept fa-
tale Folgen haben kann, wenn man gesamt-
wirtschaftliche Folgewirkungen ausgeblendet 
und nur die Perspektive von einzelnen Lang-
zeitarbeitslosen einnimmt.EIN SOZIALER ARBEITSMARKT ALS 

NEUER SEKTOR FÜR LOHNDUMPING?
DIE ZU GROSSE NACHFRAGE AN ZU WENIG ARBEITSANGEBOTEN                            

“Es ist nicht der Unternehmer, der 
die Löhne zahlt - er übergibt nur 
das Geld. Es ist das Produkt, das 
die Löhne zahlt.”   
Henry Ford

Lars Niggemeyer ist hauptamtlicher 
Gewerkscha�er. Seine Arbeitsschwerpunkte 

sind Arbeitsmarktpoli�k, Sozialpoli�k 
und Berufliche Bildung.

Eine erweiterte Fassung des Textes ist unter 
h�p://www.annotazioni.de/post/1261 zu finden.

Die Stechuhr ist ein Überbleibsel aus 
früheren Zeiten. Heute werden 
alternative Arbeitsmodelle diskutiert.  
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Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) hat die Ar-
beitslosigkeit unter Jugendlichen auf der Welt als Ge-
fährdung einer ganzen Generation bezeichnet. Es wird 

erwartet, dass 73,4 Millionen junge Menschen (12,6 %) im Jahre 
2013 ohne Arbeit sein werden, eine Steigerung von 3,5 Millionen seit 
2007. Die ILO sagt, dass Entwicklungsländer am härtesten durch 
diese Entwicklung betroffen sind, Kenia ist da keine Ausnahme.

In einem Land wie Kenia, in dem die Jugendlichen die Bevölke-
rungsmehrheit stellen, werden die Effekte der Arbeitslosigkeit von 
diesen jungen Menschen besonders hart wahrgenommen. Der Anteil 
Jugendlicher in Kenia macht einen Anteil von 70% an der Gesamt-
bevölkerung von 39 Millionen Menschen aus. Zeitgleich sind jedoch 
40 % dieser jungen Leute arbeitslos (als Jugendliche gelten alle Men-
schen zwischen 18 und 35 Jahren).

Gemessen am Bruttoinlandsprodukt ist Kenia die größte Volks-
wirtschaft in Ost- und Zentralafrika. Die meisten Arbeitskräfte 
arbeiten in der Landwirtschaft, und das Land exportiert traditio-
nell Tee, Kaffee und Blumen nach Europa. Kenia ist aber auch als 
Urlaubsland, für seine Safaris und seine weltberühmten Marathon-
läufer bekannt.

Jedes Jahr machen mehr als eine halbe Millionen Studierende einen 
Abschluss an einer kenianischen Universität. Anstatt sich über ihre 
Arbeitslosigkeit zu beschweren, haben viele junge Leute entdeckt, 
dass sie sich von Arbeitssuchenden in die Schaffer von Arbeitsplätzen 

ARBEITSLOSIGKEIT 
ALS GLOBALES 

PHÄNOMEN

Weltweit sind die 
Gesellschaften 

mit dem Thema 
Arbeitslosigkeit 

konfrontiert. 
Ein Beispiel aus 

Kenia, Afrika.   

von Zipporah Nyambura

  _  Ü B ER  D EM  T EL L ER R A N D  
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wandeln können. Viele sind selbständig geworden, haben das Land 
für bessere Zukunftschancen im Ausland verlassen oder arbeiten 
Online. Nach „Business Africa“ (einem kenianischen Wirtschafts-
magazin) arbeiten viele arbeitslose Jugendliche als Web Designer, im 
Online Vertrieb, als Online Lehrer, in der Forschung oder geben 
einfach von zu Hause Daten für Online Firmen aus dem In- und 
Ausland ein. Letzteres sind Tätigkeiten, die keine besonderen Qua-
lifi kationen voraussetzen und daher allen möglichen Menschen eine 
Möglichkeit zu arbeiten geben.

Viele studierte Kenianer und Kenianerinnen wandern auf der Su-
che nach Arbeit in Länder wie die USA, Großbritannien  oder in 
andere entwickelte Länder aus. Ein Schritt, der als Brain Drain, also 
den Abfl uss der Intelligenz, beklagt wird. Einer von diesen Migran-
ten ist Professor Ali Mazrui, der jetzt Direktor des Instituts für glo-
bale kulturelle Studien (Institute of Global Cultural Studies) an der 
New Yorker State University und der Universität von Binghampton 
(beide in den USA) ist. Auch der bekannte Autor Ngugiwa Th iongo 
lehrt mittlerweile an der Yale Universität.

Viele der jungen Menschen, die zum Studieren in die USA oder 
nach Großbritannien gehen, kehren nach ihrem Abschluss nicht in 
ihr Heimatland zurück, sondern entscheiden sich für eine der Ar-
beitsmöglichkeiten in den Ländern ihres Studiums.

Seit ich vor drei Jahren nach Deutschland gezogen bin, gab es für 
mich eine Menge zu lernen und mit meinem Heimatland zu verglei-

chen. Die Arbeitslosigkeit und wie die beiden Länder das Problem in 
Angriff  nehmen, gehörte dazu. Deutschland unterscheidet sich mit 
seinem Sozialsystem sehr von Kenia. Anders als in Deutschland, wo 
Arbeitslose fi nanziell unterstützt werden, um ihre Grundbedürfnisse 
zu garantieren, liegt der Fall in Kenia anders.

Arbeitslose müssen dort Möglichkeiten fi nden, um zu überleben. 
Ohne Institutionen wie die Jobcenter muss die Motivation, sich zu 
bewerben oder andere Möglichkeiten zum Lebensunterhalt zu fi n-
den, von einem selbst ausgehen.

Die Unterstützung von Arbeitslosen in Kenia läuft häufi g über 
Fonds, die den Start eines Unternehmens ermöglichen, oder über 
leicht zugängliche Kredite, welche die Ausbildung ermöglichen. Ein 
Beispiel ist der Uwezo Fund (Uwezo heißt Möglichkeit), den Prä-
sident Uhuru Kenyatta dieses Jahr gestartet hat: Jugendliche und 
Frauen erhalten Zugang zu zinsfreien Krediten, um ihre Geschäft-
sideen umzusetzen. Es gibt jedoch eine weitverbreitete Skepsis, ob 
diese Fonds das richtige Mittel sind, da vorhergehende Versuche oft 
wegen Missmanagements fehlgeschlagen sind. Ein gutes Beispiel 
hierfür ist das Kaz Kwa Vijana (Jugend in Arbeit) Projekt, das durch 
die Weltbank fi nanziert wurde und die Jugendarbeitslosigkeit sen-
ken sollte, aber 2011 zusammenbrach. Ca. 300.000 junge Kenianer, 
die in diesem Programm beschäftigt waren, standen plötzlich ohne 
jegliches Einkommen da, als das Projekt abrupt gestoppt wurde.

Wenn die meisten sich schon armseliger Kleider und Möbel schämen, wieviel mehr 
sollten wir uns da erst armseliger Ideen und Weltanschauungen schämen.
Albert Einstein
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GUTACHTEN BESTÄTIGT 
WIRKUNGSLOSIGKEIT VON HARTZ IV

“Wer länger arbeitet, ist kürzer arm.”
Anonym

 WERKVERTRÄGE UND OUTSOURCING NEHMEN ZU        
                         

Die Gesetzesänderungen 
der Agenda 2010 gelten aus 
Sicht ihrer Befürworter als 

Ursache für die gesunkenen 
Arbeitslosenzahlen. Schließ-

lich sei mit den Hartz-Ge-
setzen viel Bewegung in den 

„erstarrten Arbeitsmarkt“ 
gekommen und Arbeitslose 

seien motiviert worden, sich 
schnell um neue Stellen zu 

kümmern. Hierzu wurde die 
Arbeitslosenhilfe verringert 
und die Anspruchsdauer auf 

Arbeitslosengeld verkürzt.  

von Carsten Peters

Eine neue Studie von Andrey Launov 
und Klaus Wälde, die in der „Inter-
national Economic Review“ veröf-

fentlicht wurde, sieht dagegen kaum positive 
Auswirkungen der Hartz-Gesetze auf die 
Absenkung der deutschen Arbeitslosenquote. 
Die Ökonomen der Johannes-Gutenberg-
Universität in Mainz beziffern den Effekt auf 
„weniger als 0,1 Prozentpunkte“ und begrün-
den ihre Thesen mit „fehlenden Anreizen auf 
allen Seiten.“

Die Hartz IV-Gesetzgebung hat aus Sicht 
der Mainzer Ökonomen daher nichts ge-
bracht, Hartz I-III dafür umso mehr. Die 
Neuorganisation der Bundesanstalt für Ar-
beit sowie das Angebot der Jobcenter habe die 
Arbeitslosigkeit in Deutschland „um 1,3 bis 
2 Prozentpunkte reduziert“, so Launov und 
Wälde in ihrer Studie.

Hier bedarf es jedoch einer Korrektur: Maß-
gebliche Gesetzesänderungen im Rahmen 
von Hartz I-III waren die Stärkung und der 
Ausbau der Leiharbeit und der damit verbun-
dene Ausbau des Niedriglohnsektors. Mit der 
Verringerung der Arbeitslosenhilfe und der 
Verkürzung der Anspruchsdauer auf Arbeits-
losengeld wurde der Druck erhöht, auch sehr 
schlecht bezahlte Jobs anzunehmen.

Die Zunahme der Leiharbeit hatte zu Spit-
zenzeiten dazu geführt, dass knapp 1 Milli-
on Beschäftigte zwischenzeitlich in diesem 
Sektor beschäftigt waren. Einzelne Firmen 
gründeten unternehmensinterne Leihar-
beitsfirmen, um durch die Einführung un-
terschiedlicher Tarifordnungen Personalkos-
ten zu senken und Löhne zu kürzen. Allein 

AUSBAU DES NIEDRIGLOHNSEKTORS
in Münster existierten zwischenzeitlich 48 
Leiharbeitsfirmen und sogenannte Personal-
dienstleister. 

Ziel der Gesetzesänderungen war die Schaf-
fung geringer bezahlter Beschäftigtengrup-
pen in einem Betrieb, um auf diese Weise 
Druck auf die Löhne und Gehälter der fest 
beschäftigten Mitarbeiter auszuüben. Hin-
zu kam, dass die Reallöhne insbesondere in 
den 2000er-Jahren sanken und insbesondere 
Beschäftigte in niedrigeren Gehaltsgruppen 
geringere Lohnzuwächse zu verzeichnen hat-
ten als die höheren Gehaltsgruppen. Leitende 
Angestellte konnten sich über höhere Lohn-
steigerungen freuen als ungelernte Arbeit-
nehmerInnen. Männer konnten ihre Realein-
kommen stärker steigern als Frauen.

Ausschnitt aus dem Bild von Klaus Stein (Künstlergruppe Zündstoff)
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GUTACHTEN BESTÄTIGT 
WIRKUNGSLOSIGKEIT VON HARTZ IV

Ursprüngliches Ziel der Leiharbeit war es, Auftragsspitzen abzu-
federn, um kurzfristig große Aufträge abarbeiten zu können. Die-
se „Flexibilität“ wurde immer weiter ausgedehnt, sodass neben der 
Leiharbeit durch die Vergabe von Werkverträgen Tätigkeiten, die 
bislang von der Stammbelegschaft durchgeführt worden waren, 
„outgesourct“ wurden. Die jüngsten Beispiele der Fleischindustrie 
und selbst jene im Einzelhandel belegen, dass die Schaffung regulä-
rer Beschäftigung durch diese Werkverträge umgangen wird.

Ziel ist im Kern die Senkung der Löhne und Gehälter und der Ab-
bau der ArbeitnehmerInnenrechte. Die Werkvertragsbeschäftigten 
sind lediglich zur Abgabe einer bestimmten Dienstleistung verpflich-
tet und somit faktisch (Schein)- Selbstständige, welche die Aufgaben 
jahrzehntelanger Festangestellter wahrnehmen. Das Risiko dieser 
Beschäftigungsart liegt einzig und allein bei dem/r ArbeitnehmerIn. 
Wird der/die WerkvertragsnehmerIn krank und kann die Leistung 
in der vereinbarten Zeit nicht erbringen, gibt es auch keinen Lohn, 
da die Leistung nicht erbracht werden konnte.

Die jüngsten Berichte über die Entwicklung der Metallindustrie 
haben gezeigt, dass auch in diesem Bereich Leiharbeit und Werkver-

A R B EI T  &  S OZ I A L E S  _   

REGULÄRE BESCHÄFTIGUNGSVERHÄLTNISSE 
DURCH LEIHARBEIT UND WERKVERTRÄGE 

UMGANGEN

MEHR ALS 1 MILLION BESCHÄFTIGTE IN 
LEIHARBEIT UND WERKVERTRÄGEN IN DER 

METALL� UND ELEKTROINDUSTRIE
Eine Studie der IG Metall ergab, dass mehr als 1 Million Menschen 

in der Metall- und Elektroindustrie als Leiharbeiter oder mit Werk-
verträgen arbeiten.  

In den letzten zwei Jahren habe die IG Metall zahlreiche Verbes-
serungen für die Beschäftigten erzielt. Darunter die tarifvertraglich 
festgeschriebene Besserstellung von Leiharbeitsbeschäftigten und 
die unbefristete Übernahme von Auszubildenden. „Jetzt werden wir 
den zunehmenden Missbrauch von Werkverträgen anpacken“, kün-
digte Detlef Wetzel, der stellvertretende IG Metall-Vorsitzende, an. 
Es dürfe nicht sein, dass zahlreiche Beschäftigte zweiter Klasse nicht 
mehr unter den Schutz einer funktionierenden Sozialpartnerschaft 
fielen.

träge auf dem Vormarsch sind. Laut „SPIEGEL online“ vom 17. No-
vember sind fast ein Drittel der Beschäftigten in der Metallindustrie 
per Werkvertrag oder Leiharbeit beschäftigt. Am auffälligsten soll 
diese Entwicklung in der Automobilindustrie sein. 

Carsten Peters ist Ratsmitglied der Stadt 
Münster (Die Grünen) und stellvertretender 

DGB-Vorsitzender Münster.

Immer mehr Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter strampeln sich unbeachtet durchs Berufsleben.
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Seit April 2007 gilt eine allgemeine Beitrags-
pflicht in der Krankenversicherung, jede und 
jeder Mensch soll krankenversichert sein und 

Beiträge bezahlen. Die Zahlungspflicht gilt auch für 
Menschen, die nichts davon wissen. Seitdem sind 
große Schulden aufgelaufen, insbesondere bei denen, 
die eigentlich Geld sparen wollten, indem sie ohne 
Krankenversicherung leben. Diesen individuellen 
Lösungsweg - Geld sparen durch Verlassen der Kran-
kenversicherung - hatte der Gesetzgeber 2007 zu ei-
nem Irrtum erklärt. 

Aber das haben nicht alle gehört. Gerade diejenigen 
haben es nicht gehört, die schon ohne Krankenversi-
cherung nicht genug Geld zum Leben hatten. Zusätz-
lich zu diesem Problem - keine Krankenversicherung 
- haben sie jetzt ein neues Problem, weil der Staat für 
das erste Problem eine untaugliche Lösung geschaf-
fen hatte. Wer der neuen Beitragspflicht nicht nach-
gekommen ist, hat nun Beitragsschulden, von denen 
er oder sie  nichts weiß, nicht selten in fünfstelliger 
Höhe. Rutscht dieser Mensch dann in die Sozialhilfe 
bzw. in Hartz IV oder nimmt die Person eine sozi-
alversicherungspflichtige Arbeit auf, dann wird klar: 
Krankenversicherung ist fällig, und zwar auch rück-
wirkend maximal bis 2007. Für Jahre muss dann der 
Krankenkassenbeitrag nachbezahlt werden. Zusätz-
lich fallen happige Säumniszuschläge an, monatlich 5 
%. 1000 €  Rückstand kosten jeden Monat 50 Euro, 
im Jahr 600 Euro. Die eine Problemlösung – jeder 
soll eine Krankenversicherung haben - hat ein neues 
Problem erzeugt: Überschuldung. Die Beitragsschuld 
wird in dem Moment fällig, wo Nichtversicherte sich 

bei der Krankenversicherung melden. Da scheint es manchen besser, sich nicht zu 
melden. 

Jetzt hat der Gesetzgeber selbst mal zugehört und verstanden: Es gibt Menschen, 
die sind immer noch nicht krankenversichert und denen helfen auch neue Beitrags-
schulden nicht. Jetzt gibt es eine Lösung für das neue Beitragsschuldenproblem. 
Aber selbst die ist nur halbherzig, ein Lösungsbündel, bestehend aus einzelnen Spe-
ziallösungen.

  _  A R B EI T  &  S OZ I A L E S

ERLASS VON BEITRAGSSCHULDEN von Arnold VoskampVORGESCHICHTE

DIE VERSICHERUNGSPFLICHT BLEIBT 

Im Sommer 2013 ist ein Gesetz zur Beseitigung sozialer Überforderung bei 
Beitragsschulden in der Krankenversicherung beschlossen worden. Die gesetz-
lichen Krankenkassen haben im September „Einheitliche Grundsätze zur Be-

seitigung finanzieller Überforderung bei Beitragsschulden“ (EGBfÜB) beschlossen. 
Das wesentliche der Reform von 2007 bleibt: 

• An der Grundregel - jeder und jede in Deutschland Lebende soll krankenversi-
chert sein – ändert sich nichts. Wer sagt, ich hab kein Geld und  melde mich nicht 
bei einer Krankenversicherung, der hat trotzdem zu zahlen, wenn nicht jetzt, dann 
später und rückwirkend.
• An die Krankenversicherung angehängt ist die Pflegeversicherung, alles hier Ge-
sagte gilt auch für sie.
• Es gibt weiter zwei Zweige der Krankenversicherung: gesetzlich (GKV) und pri-
vat (PKV).
• In der GKV versichert wird man in der Regel durch sozialen Status als abhängig 
Beschäftigter oder durch den Bezug von Sozialleistungen (auch Hartz IV, siehe 
Urteil im Kasten).
• Wer nicht versichert ist, den muss im Zweifel die zuletzt vorhandene Versiche-
rung wieder aufnehmen.
• Wer zu einer privaten Krankenversicherung gehört, darf den sogenannten Basis-
tarif wählen. Er bietet Leistungen vergleichbar denen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, niemand darf wegen gesundheitlicher Vorbehalte abgewiesen werden. 
Für Bedürftige (Hartz IV, Sozialhilfe) zahlt das Amt die Beiträge, der Basistarif 
kostet dann die Hälfte (gut 300 €).  

KRANKENVERSICHERUNG      

“Sparsamkeit ist die Lieblingsregel 
aller halblebendigen Menschen.” 

Henry Fo
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Der apokalyptische Reiter

Für die Gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV) und 
die Privaten Krankenversicherungen (PKV) ist eine Neu-
regelung gemeinsam: der überhöhte Säumniszins von 5 % 

im Monat bzw. 60 % im Jahr wird ermäßigt  auf 1 % pro Monat, 
auf Antrag auch für die Vergangenheit. Ansonsten haben GKV und 
PKV verschiedene Lösungen. 

Zunächst die GKV, sie gehen je nach Meldedatum unterschiedlich 
vor. Hier stellen wir die Lösungen beispielhaft vor:

STICHTAGSREGELUNG
Adelheid A. war früher als Angestellte bei einer GKV versichert. Ab 

2004 versorgt sie ihre alten Eltern, lebt bei ihnen und hat kein eigenes 
versicherungspflichtiges Einkommen mehr. Wenn sie mal zum Arzt 
geht, zahlt sie selbst. Nach dem Tod der beiden Eltern meldet sie 
sich im Oktober 2013 beim Jobcenter arbeitslos. Das schickt sie zu 
ihrer alten Krankenkasse. Die Krankenkasse sagt, sie hätte Glück ge-
habt. Sie würde sich vor dem Stichtag 31.12.2013 melden, da würden 
ihr 15 000 Euro Beitragsschulden und Säumniszuschläge ab dem 
1.4.2007 erlassen werden, wenn sie das beantragt. Adelheid stellt 
diesen Antrag, Beiträge fallen damit erst ab jetzt an.

NEUFALLREGELUNG
Bernd B. arbeitet seit vielen Jahren als Dozent und Nachhilfelehrer 

für ein kleines Geld. Bernd war erst freiwillig bei einer GKV ver-
sichert. Als es im Juli 2011 mit seinen Aufträgen schlecht lief, hat 
er sich bei der Krankenversicherung abgemeldet, er war ja auch nie 
krank. Im Winter 2013/14 läuft es wieder ganz schlecht. Im Febru-
ar 2014 findet Bernd eine Teilzeitstelle im Callcenter. Damit ist er 
pflichtversichert. Bei der Anmeldung in der Krankenkasse sagt man 
ihm, er müsse die ab August 2011 ausstehenden Beiträge nachzah-
len, weil er sich erst nach dem Stichtag 31.12.2013 zurück meldet. 
Die rückwirkenden Beiträge könnten ihm ermäßigt werden, wenn 

WANN WERDEN BEITRAGSSCHULDEN 
ERLASSEN ODER ERMÄSSIGT?

er einen Antrag stellt. Bernd ärgert sich erst, dann stellt er den An-
trag, außerdem beantragt er eine Ratenzahlung für die nachgefor-
derten 1350 Euro.  

HALTFALLREGELUNG
Christiane H. hatte sich schon im November 2012 um 

rückwirkende Beitragsforderungen und Säumniszinsen gekümmert. 
Sie hatte sich dann mit der Krankenkasse geeinigt, dass sie 
zusätzlich zu ihren laufenden Krankenkassenbeiträgen monatliche 
Raten von 100 Euro zahlt, mit denen sie ihre Beitragsschulden 
abträgt. Solche Altfälle sollen ähnlich gestellt werden wie 
diejenigen, die sich erst jetzt, aber vor dem Stichtag 31.12.2013 
melden. Christiane stellt einen Antrag und bekommt die noch 
offenen Beitragsrückstände und Säumniszuschläge erlassen. Ältere 
Stundungs- und Ratenvereinbarungen über ausstehende Beiträge 
und Säumniszuschläge - wie die von Christiane - sind zum 31.7.2013 
zu beenden. Die schon nachgezahlten Summen gibt es aber nicht 
zurück. 

PRIVATE KRANKENVERSICHERUNGEN �PKV�
Die Neuregelungen für privat Versicherte sind leichter zu 

verstehen und bieten weniger leichte Lösungen. Die PKV geben 
überhaupt keinen Kompletterlass. Wer sich nach beitragsloser Zeit 
jetzt wieder anmeldet, der kann für die rückwirkende Zeit seit 
der letzten Beitragszahlung (höchstens seit 1.1.2009) nur einen 
Notlagentarif von etwa 100 Euro monatlich beantragen. Dieser 
soll reduzierte Notfallleistungen abdecken. Das heißt, bezahlt 
werden Akutversorgung, Leistungen bei Schwangerschaft und 
für Kinder, Schutzimpfungen sowie Vorsorgeuntersuchungen. 

Der Notlagentarif gilt auch 
für die Zukunft, solange noch 
Beitragsschulden offen sind.
Säumniszuschläge sind nur in der 
genannten Höhe von 1 % statt 
bislang 5 % monatlich fällig. 

WAS NICHT ERLASSEN        
  WIRD

Eine vereinbarte Beitragspflicht 
muss erfüllt werden. Wer sich schon 
früher bei einer Versicherung ange-
meldet hat, egal ob bei der GKV für 
eine „freiwillige“ Versicherung oder 
bei der PKV für einen Versiche-
rungsvertrag, hat dafür die Beiträge 
zu bezahlen. Er oder sie kann sich 
bei einem Beitragsrückstand nicht 
darauf berufen, diese Beitrags-
pflicht nicht gekannt zu haben und 
deshalb ermäßigt oder erlassen zu 
bekommen. Hier gibt es nur redu-
zierte Säumniszuschläge, bitte einen 
Antrag stellen.

“Wer der Meinung ist, dass man für 
Geld alles haben kann, gerät leicht in 
den Verdacht, dass er für Geld alles zu 
tun bereit ist.”  

Benjamin Franklin

Nochmals, es eilt: Am Neujahrstag ist die Messe gelesen.
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• An der Krankenversicherungspfl icht kommt keiner vorbei.
Die Lösungswege der gesetzlichen Kassen sind in der Regel günstiger als die der PKV. Wenn man überhaupt ir-
gendetwas beeinfl ussen kann, sollte man sich um eine gesetzliche Kasse bemühen (siehe z.B. Urteil im Kasten).
• Wer sich aus einem Leben (nicht Urlaub!) im Ausland zurückmeldet, für den galten in dieser Zeit nicht die 
deutschen Versicherungspfl ichten. Das heißt, in diesem Fall ist tatsächlich ein neuer Versicherungsbeginn ohne 
Beitragsrückstände möglich.
• Wer in einer beitragslosen Zeit auf eine Familienmitversicherung zurückgreifen kann, ist ebenfalls entlastet. 
• Wer sich nicht kümmern will und sich nicht meldet, sitzt irgendwann vor einem ganz großen Haufen Schul-
den, von dem weder er/sie noch die Krankenkassen wissen, wie das jemals bezahlt wird. Wahrscheinlicher 
ist, dass die Beitragsforderungen am Ende des Lebens ihr Ende fi nden, oder im günstigeren Fall durch eine 
Verbraucherinsolvenz.
• Hilfreich ist in allen Fällen eine unabhängige Beratung.

FAZIT

URTEIL: MIT HARTZ IV IN EINE GESETZLICHE 
KRANKENKASSE

Wer Hartz IV bezieht, ist in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versicherungspfl ichtig. Diese Versicherungspfl icht in einer 
gesetzlichen Krankenkasse gilt nicht, wenn er unmittelbar vor-
her privat versichert war, oder aber unmittelbar vorher gar nicht 
versichert war, aber als Selbständiger oder ähnliches zum Kreis 
der privat Versicherten gezählt  hätte. „Unmittelbar vorher“ be-
deutet, dass vor dem Hartz IV-Antrag auf jeden Fall nicht mehr 
als ein Monat verstrichen sein darf. Spätestens einen Monat nach 
Ende einer privaten Versicherung oder einer versicherungslosen 
Selbständigkeit geht dieser Bezug zur Privatversicherung verlo-
ren. Stellt der Bedürftige dann einen Hartz IV-Antrag, setzt in 
jedem Fall die Pfl icht zur gesetzlichen Krankenversicherung ein. 

Bundessozialgericht, B 12 R 11/11 R vom 3.7.2013

UMFASSENDE INFORMATIONEN 
GIBT ES WO?

• Caritas-Papier mit Vorlagen für unter-
schiedliche hier genannte Anträge: http://
www.caritas.de/cms/contents/caritasde/me-
dien/dokumente/fachthemen/gesundheit/
erlassundermaessigun/beitragsschulden_in_
der_krankenversicherung.pdf?d=a&f=pdf
• Unabhängige Patientenberatung, bun-
desweites Telefon 0800 0117722, nächste 
Beratungsstelle in 44135 Dortmund, Osten-
hellweg 49, Tel. 0231 206 4870
• Soziale Schuldnerberatungsstellen in 
Münster (Awo, Caritas, Diakonie, Verbrau-
cherzentrale, Sozialamt)
• cuba-Arbeitslosenberatung in Münster, 
Achtermannstr.10, Tel. 511929
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Nach 10 Wochen fängt er  an zu arbeiten und zahlt damit 
Beiträge aus seinem Lohn. Plötzlich kommen Schreiben 
von der Zentralverwaltung seiner Krankenversicherung, 

Balko hätte seine Beiträge nicht bezahlt, die Eintreibung wäre an die 
Hauptzollverwaltung abgegeben worden. Seine Filiale der Kranken-
versicherung kann ihm nicht sagen, was dahinter steckt. 

Das Jobcenter teilt ihm nach Monaten mit, dass es Balko bei der 
Krankenversicherung zur Beitragszahlung angemeldet hat. Das be-
drohliche Geschehen hat aber schon seinen Lauf genommen. Das 
Hauptzollamt schreibt Balko, er solle so und soviel an Beiträgen 
bezahlen, dazu eine Mahngebühr. Die genannte Summe entspricht 
nicht dem Betrag aus dem Mahnschreiben der Krankenkasse. Und 
wenn er nicht zahlt, würde mit Gerichtsvollzieher vollstreckt. 

Balko ruft im Hauptzollamt an, das kann jedoch nicht sagen, was 
es mit der Forderung der Krankenkasse auf sich hat. Er solle bei der 
Krankenkasse nachfragen. Er tut es, aber die Beitragsabteilung der 
Krankenkasse kann nicht genau sagen, wie der aktuelle Stand der 

Forderung ist. Die Mitteilung des Jobcenters, dass Balko über das 
Alg II versichert war, ist nicht zu fi nden, dazu müsse Balko in der 
Buchhaltung der Krankenkasse anrufen. Als er schließlich die Buch-
führung erreicht, kriegt er immer noch keine befriedigende Antwort. 
Dort ist erneut eine andere Summe an Beiträgen noch off en regist-
riert, das müsse noch mal geprüft werden. 

Ein paar Tage später fi ndet Balko ein Schreiben im Briefkasten, der 
Gerichtsvollzieher war da. Er kündigt an, wann er das nächste Mal 
kommt, er könne auch die verschlossene Tür öff nen lassen. Balko ist 
jetzt voll angefressen. Er schreibt eine Beschwerde an den Vorstand 
seiner Krankenversicherung. Ein paar Tage später kommt ein demü-
tiger Anruf aus der Beitragsabteilung der Krankenkasse. Nur eine 
kleine Summe sei noch off en. Der Mann bittet um Entschuldigung 
für das massive Vorgehen der Krankenversicherung. Es wäre wohl 
vieles falsch gelaufen. 

(Balko Klattmor ist eine erfundene Figur, wahr ist hingegen die 
erzählte Geschichte.)

Balko Kla� mor 

Balko Klattmor hatte ein 
paar Jahre im benachbar-
ten Ausland gearbeitet. 
Ende 2012 verlor er sei-
ne Arbeit und kam nach 
Deutschland zurück. Er 
findet nicht sofort eine 
Arbeit und beantragt 
schließlich im Jobcenter 
Arbeitslosengeld II. Er 
meldet sich auch in seiner 
alten Krankenkasse zurück.   

... WIRD FAST KRANK
von Arnold Voskamp

City-Trödel & Pröddel
 RAFFELLAND

MÜNSTERS NEUER FLOHMARKTLADEN

Viele schöne und praktische Sachen aus 
Auflösungen und Ankauf finden Sie bei uns. 
Schauen Sie rein und fühlen Sie sich wohl!

Wolbeckerstr. 42
48143 Münster
Tel.: 0251 6742172

Öff nungszeiten
Dienstag - Freitag: 
14:00 - 19:00 Uhr

Samstag 
12:00 - 17:00 Uhrholtabbesenrein@gmx.de
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HARTZ�FREIE ZONE       
DIE STADT MÜNSTER GEHT NEUE WEGE IN DER WOHNUNGSPOLITIK. 

_  M Ü N S T ER

Wie aus Kreisen der Verwaltungsspitze verlautet, plant 
der Rat der Stadt die Einführung einer Hartz-freien 
Zone für den gesamten innerstädtischen Bereich. Sie 

soll sich vom Zentrum aus bis an die Stadtränder erstrecken und auch 
gut integrierte Stadtteile wie Gievenbeck, Mecklenbeck, Hiltrup und 
Gremmendorf umfassen. Es könne nicht länger hingenommen wer-
den, wird Sozialdezernent Thomas Paal zitiert, dass Studierende, die 
täglich zur Uni fahren, zum Teil enorme Wegstrecken zurücklegen 
müssten, während Hartz IV-Empfänger die Zeit überwiegend zu 
Hause verbringen.

Hintergrund des Vorhabens ist die extreme Wohnungsnot in der 
Stadt, die vor allem Studierende derzeit besonders hart trifft. Von den 
ca. 9.000 Langzeitleistungsbeziehern leben etwa drei Viertel in die-
sem städtischen Kerngebiet. Sie sollen veranlasst werden, aus ihren 
Wohnungen auszuziehen, um den Immobilienmarkt zu entlasten, so 
die Pläne der Stadt. Als Ersatz-Quartiere wird auf Außenbezirke wie 
Handorf, Wolbeck und Ortschaften im Umland Münsters verwie-
sen, wo Wohnraum teils erheblich leichter und billiger zu haben sei.

Möglich wird der Plan durch verschärfte Vorgaben bei der Aner-
kennung der Kosten der Unterkunft. Laut kommunaler Satzung darf 
die Stadt dafür Grenzwerte festlegen, wobei sie einem vorgeschrie-
benen Verfahren zu folgen hat. Werte des örtlichen Mietspiegels, 
eigene Erhebungen zu Bestandsmieten sowie Informationen aus An-
noncen und Wohnungsbörsen werden zusammengeführt und daraus 
ein zulässiger Höchstbetrag ermittelt. Doch auch unterhalb dieses 
Höchstbetrages, der nicht überschritten werden darf, sollen künftig 
verstärkt Lage, Größe und Quadratmeterpreis genauer geprüft wer-
den. Vor allem der Quadratmeterpreis ist die Schraube, an der die 

TAUTROPFEN: 
DICK AUFGETRAGEN

Am 21. Oktober 2013 erschien 
auf der Webseite „Freitag“, dem 

Onlineableger der Wochenzei-
tung „der Freitag“ unter dem Au-
torenpseudonym Ribanna Rubens 
ein Hartz IV-Beitrag mit Münster-

Bezug: (Ribanna, indianisch: 
Tautropfen.) Nicht unschwer als 

Satire erkennbar, löste dieser 
Text einigen Wirbel aus, welcher 

der Stadt Münster tags darauf 
eine offizielle Stellungnahme 

abnötigte. Wir drucken hier 
beide Beiträge unkommentiert 

im Originalwortlaut nach. 

Stadt drehen will. Während die maximal zulässige Wohnungsgröße 
weitgehend durch Gesetzgeber und Rechtsprechung festgelegt ist, 
richtet sich der Quadratmeterpreis ausschließlich nach regionalen 
Gegebenheiten.

Viele Leistungsempfänger lebten in Unterkünften, deren Quadrat-
meterpreis zu hoch sei, war auf Nachfrage vom Jobcenter zu hören. 
Genaue Zahlen nannte die Stadt nicht. „Die extreme Wohnungs-
verknappung erzwingt eine Neubewertung der Lage. Wir bedauern 
dies sehr,“ betont Amtsleiter Ralf Bierstedt. Etwa die Hälfte der Be-
troffenen werde in Kürze die Aufforderung erhalten, sich nach einer 
Wohnung mit einem niedrigeren Quadratmeterpreis umzusehen, 
der Rest werde noch geprüft. Wer sich weigert umzuziehen, muss 
mit Kürzung der Leistung rechnen. Möglichen Klagen gegen die 
Bescheide sehe seine Behörde gelassen entgegen, so Bierstedt weiter. 
Auch Stadtkämmerer Hartwig Schultheiß (CDU) hat vor allem die 
Vorteile für den kommunalen Haushalt im Blick. „Seit Jahren ver-
zeichnen wir einen Anstieg bei den Kosten der Unterkunft, der durch 
Mietsteigerungen und höhere Nebenkosten verursacht wird. Entlas-
tung tut Not.“ Seit Münster ab Januar 2012 außerdem Optionskom-
mune ist, also in eigener Regie die Langzeitarbeitslosen betreut, steht 
der Wunsch nach Senkung dieser Kosten auf dem Wunschzettel der 
Stadt ganz oben. Schon eine Halbierung würde jährlich etwa 2 Mil-
lionen Euro sparen.

Die Münsteraner Sozialverbände wandten sich entschieden gegen 
das Vorhaben und kündigten Protest an. Hier werde leichtfertig mit 
den existentiellen Nöten der Ärmsten gespielt, hieß es dazu beim 
Paritätischen Wohlfahrtsverband. Kenner der Szene vermuten, dass 
der Quadratmeterpreis künstlich niedrig gerechnet werden soll, um 
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HARTZ�FREIE ZONE       
DIE STADT MÜNSTER GEHT NEUE WEGE IN DER WOHNUNGSPOLITIK. 

 M Ü N S T ER _

die Hartz IV-Empfänger aus der Stadt zu verdrängen. Zu dem von 
der Stadt veranschlagten Preis gebe es in Münster keinen Wohnraum 
außer Bruchbuden,“ ließ sich ein Kenner der Immobilienbranche 
vernehmen. Die Arbeitslosen-Beratungsstelle im CUBA rechnet mit 
einer Klagewelle der Betroff enen. Auch Vertreter von SPD, Grünen 
und Die Linke im Rat der Stadt empörten sich über die Pläne. „Un-
sozial, menschenverachtend“, schimpfte Ratsfrau Petra Seyff erth von 
der SPD, eine „moralische Bankrotterklärung“, fügte Heribert Klas, 
Fraktionssprecher der Grünen, hinzu. Die Ratsspitzen der Gemein-
den Havixbeck, Telgte und Greven machten bereits deutlich, dass sie 
nicht gewillt sind, einen „Strom von Hartz IV-Emigranten“ aus der 
Stadt Münster aufzunehmen, wie es in einer gemeinsamen Erklä-
rung hieß. Das Jobcenter hielt dagegen: Es sei einfach ein Gebot der 
Vernunft, in Zeiten knapper Haushaltsmittel die Leistungsberech-
tigten dort unterzubringen, wo es am billigsten sei.

Sozialdezernent Th omas Paal rechnet fest damit, dass innerhalb 
eines Jahres der größte Teil der fraglichen Wohnungen geräumt sein 
wird und für andere Mieter zur Verfügung steht. „Münster wird in 
spätestens zwei, drei Jahren eine No-go-Area für Hartz IV-Empfän-
ger sein“, freut sich der Beamte bereits. Dies werde die Atmosphäre in 
der Stadt spürbar beleben. Münster, das bereits viele Auszeichnungen 
hat, z.B. als „lebenswerteste Stadt“, als „Fahrradhauptstadt“, als „Eu-
ropas schönster Park“ etc., strebe jetzt danach, die erste Hartz IV-
freie Kommune des Landes zu werden.  Aus der CDU-Ratsfraktion 
war zu hören, man erwäge, dies bei der Kommunalwahl im nächsten 
Jahr zum zentralen Wahlkampfthema zu machen.

(http://www.freitag.de/autoren/ribanna-rubens/hartz-freie-
zone)

FÜR EINE FAIRE 

WOHNUNGSPOLITIK IN MÜNSTER!

www.grüne-münster.de

FÜR EINE FAIRE 

WENN DIE MIETEN
IMMER TEURER WERDEN …

Erbauer des Modells: Wolfgang Schubert / Frankfurt
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GLOSSE VERSETZT MENSCHEN 
IN  ANGST UND SCHRECKEN 

Mit einem üblen Schabernack, der mit der Existenzangst 
von Menschen spielt, sieht sich die Stadt Münster 
konfrontiert. Eine Glosse, also ein ironisch-satirischer 

Beitrag, spricht von angeblichen Plänen zur „Einführung einer 
Hartz-freien Zone für den gesamten innerstädtischen Bereich“. Die 
Verfasserin wollte mit ihrer frei erfundenen Geschichte womöglich 
eine sozialkritische Satire verfassen. Indem sie aber den Anschein 
erweckt, darin Tatsachen zu schildern, hat sie jedoch Menschen in 
Angst, Schrecken und Empörung versetzt. 

Der Beitrag ist in der Online-Ausgabe des „Freitag“ erschienen, 
einer Publikation mit ehemals hohem journalistischen Anspruch. 
Dort gibt es seit geraumer Zeit eine Rubrik „Community“, in der 
jeder veröffentlichen kann. Veröffentlichungen können in dieser 
„Freitag“-Rubrik auch kommentiert werden. Mindestens ein Kom-
mentar im Nachgang zu dem fraglichen Beitrag dürfte hart an der 
strafrechtlichen Relevanz entlangschrammen. 

Konkret behauptete die Verfasserin der Glosse, Hartz-IV-Bezieher 
sollten in Münster aus ihren Wohnungen und der Stadt verdrängt 
werden. Münster solle - so ein erfundenes Zitat - „in spätestens zwei, 
drei Jahren eine No-go-Area für Hartz IV-Empfänger sein“. Selbst-
verständlich ist das blanker Unsinn, und das Gegenteil ist richtig: 
Münster berücksichtigt bei der Höhe der angemessenen Miete das 
überdurchschnittlich hohe Mietniveau und übernimmt für Hartz-
IV-Bezieher deshalb überdurchschnittlich hohe Mietkosten. 

Genauer besehen ist die Glosse ohnehin keine „Glosse“. Der Beitrag 
ist durchgehend im nachrichtlichen Stil verfasst, der in Medien für 
die Mitteilung von Tatsachen verwendet wird. Das war vermutlich 
der Grund, warum viele die Geschichte wörtlich nahmen. Teilweise 
wurde der Text in einer Version weitergegeben, in der der Hinweis 
„Eine Glosse“ aus der Überschrift gelöscht war. Kein Wunder, dass 
wegen dieser berichteten „Tatsachen“ empörte Reaktionen bei der 
Stadt eingingen. Erheblich schwerer wiegt allerdings, dass die „Glos-
se“ mit den Gefühlen und Sorgen von Menschen, die Hartz IV be-
ziehen, ein böses Spiel treibt. 

(http://www.muenster.de/stadt/presseservice/custom/news/
show/865442)

“Ein Schreiben ohne 
Drohung kann nicht 
vom Jobcenter sein.” 
Kundenaussage

STADT VERWAHRT SICH GEGEN FREI ERFUNDENE 
BEHAUPTUNGEN IN DER ZEITSCHRIFT „FREITAG“
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JETZT GIBT’S WAS 
ZU GEWINNEN!

WAS WÄRE, WENN ...
DIE 1:12�INITIATIVE IN DEUTSCHLAND REALISIERT WÜRDE.

“Reisen ist besonders 
schön, wenn man nicht 

weiß, wohin es geht. 
Aber am allerschön-

sten ist es, wenn man 
nicht mehr weiß, 

woher man kommt.”
Lao-tse  

von Peter Andres

Die eidgenössische Volksinitiative „1:12 – Für gerech-
te Löhne“ ist eine Initiative der JungsozialistInnen zur 
Änderung der Schweizer Bundesverfassung. Das Volks-

begehren fordert, dass niemand mehr als zwölfmal soviel verdienen 
sollte als die am wenigsten bezahlten Mitarbeiter im selben Unter-
nehmen. Eine von den Initiatoren vorgelegte Studie geht davon aus, 
dass 2500 Topverdiener betroffen sind und 60 bis 100 Prozent der 
rund 2,5 Milliarden Franken der bei Managern eingesparten Lohn-
summe an die unteren Einkommen zurück verteilt werden würde. 

Der Chef darf pro Monat also nicht mehr verdienen als die Putz-
kraft im Jahr. Das wäre in der Schweiz, wo Aufsichtsräte oder CEOs 
durchschnittlich 73 Mal mehr – auch schon mal das 200-fache - ver-
dienen können als der Mitarbeiter mit dem kleinsten Lohn, geradezu 
eine Revolution gewesen.

Bei dem Volksentscheid am 24.November in der Schweiz stimmten 
allerdings 65 % gegen eine Gehaltsbremse für Manager. In Deutsch-
land allerdings sähe das Volksvotum laut  einer repräsentativen Um-
frage des Marktforschungsinstituts GfK anders aus: 73,3 Prozent 
der Befragten antworteten auf die Frage, ob sie für eine solche Be-
grenzungs-Regelung seien, zustimmend. Nur gut 21 Prozent waren 
dagegen.

Auch in Deutschland sorgte ein Rekordgehalt für Aufregung: 
Volkswagen-Chef Martin Winterkorn erhielt für das vergangene 
Jahr 17,4 Millionen Euro – mehr als ein Dax-Chef je verdient hat. 
Siemens-Chef Peter Löscher durfte 2011 dagegen „nur“ 8,7 Milli-
onen einstreichen, genauso viel wie Daimler-Boss Dieter Zetsche. 
Winterkorn verdiente damit wohl auch einige Millionen mehr als Jo-
sef Ackermann, der zuvor vielen als Feindbild des gierigen Managers 

diente und sich seinen Abschied vergolden ließ: 9,4 Millionen Euro 
kassierte er für das letzte Jahr an der Spitze der Deutschen Bank. 
Andere Topgehälter haben nicht ganz diese „Preisklasse“: Die Chefs 
von Linde. RWE, BMW, Adidas z.B. müssen sich mit Bezügen um 
die 6 Millionen zufrieden geben.

Anfang der neunziger Jahre begnügten sich die Vorstandsmitglie-
der der 30 größten börsennotierten Unternehmen im Durchschnitt 
mit geradezu „lächerlichen“ 570.000 Euro pro Jahr, 14-mal so viel 
wie ein durchschnittlicher Arbeitnehmer in ihren Unternehmen. 

Inzwischen kassieren sie laut einer Studie des DSW das 54-fache. 
VW-Chef Winterkorn kommt nach diesen Berechnungen sogar auf 
mehr als das 190-fache. Heutzutage liegt der Schnitt bei drei Milli-
onen, bei den Vorstandsvorsitzenden sogar bei fünf Millionen. Der 
Abstand zu den Löhnen der untergebenen Arbeiter und Angestellten 
klafft immer weiter auseinander.

Auch wenn die Initiative am 24. November von den Schweizern 
in einer Volksabstimmung abgelehnt wurde, kommen wir an dieser 
Stelle zu unserer Preisfrage:

Was muss eine Putzfrau bei Volkswagen im Monat verdienen, 
damit das 1:12 Einkommensverhältnis zum Chef gewahrt bleibt? 
(Lösung: abgerundet)

Die Preise sind gesponsert von MuKK, Poertgen-Herder, Jörg̀ s 
CD-Forum (Bücher, Musik – CDs und Gesellschaftsspiele).  Sie 
werden unter den richtigen eingeschickten Lösungen ausgelost.

Bitte per Email bis zum 6. Januar 2014 (Betr.: Preisrätsel) senden 
an: sperre@muenster.de 

Die Lösung ist auf unserer Webseite www.sperre-online.de (Ru-
brik „Tipps und Meldungen“) zu finden.

 I N  E I G EN ER  S AC H E _
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    _G L O S S E

Balko ist sauer: „Da hab ich dem Kerl doch 
gesagt, er soll nicht zu viel erwarten. Vor 
allem nicht von einer Leihfirma und dann 

das.“ Gemeint ist sein neuer Freund Herbert. Die 
beiden haben sich im letzten Monat bei der Arbeit 
kennen gelernt. Bei einer Leihfirma, die Jobs im 
Metallbereich hatte.

Jeden Morgen hat Balko mit seinem Auto Her-
bert mitgenommen zur Arbeit. Vierzig Kilometer 
hin und wieder zurück. Dabei haben sie sich ange-
freundet. Balko erfuhr mehr von Herbert und seiner 
Familie, seinen zwei Kindern, die er über alles lieb-

te. „Da weiß ich doch, wofür ich ar-
beite“, hatte Herbert oft gesagt und 
es ging ja auch auf Weihnachten zu 
und es gab einen Wunschzettel. Be-
scheiden zwar, aber es gab ihn. Her-
bert und er machten viele Überstun-

den, Schichtarbeit, manchmal auch am Wochenen-
de. Und Herbert rechnete sich schon aus, wie hoch 
sein Lohn wohl ausfallen würde. Und dann kam der 
Tag, an dem sie beide ihre Lohnabrechnung in der 
Hand hielten.

„Und was ist passiert?“ fragt Balko zornig, „der ist 
zusammengebrochen, dieses Weichei, hat  geheult! 
Das weiß man doch, das ist eine Leihfirma. Da 
gibt es Zeitkonten und beschissene Löhne.“ Aber in 
Wirklichkeit ist Balko sauer auf das „System“, wie er 
es nennt. Das System, das manchmal nur zum Heu-
len ist. „Aber Heulen bringt nix“, sagt er, „Druck 
machen, drüber reden, verändern, das macht mehr 
Sinn.“   

BALKO, SANTA CLAUS  
von Norbert Attermeyer

“Genug zu haben ist Glück, mehr als genug zu 
haben ist unheilvoll. Das gilt von allen Dingen, 
aber besonders vom Geld.”   
Lao-tse 

MOGELPACKUNG ... �ODER POLITIK�   
von Donata Godlewska

Der größte Mist
sieht herrlich aus,
ziert ihn rundum
ein Blumenstrauß,
so dass dem Mist erstmal gelingt:
Zu tarnen,
dass er furchtbar stinkt.

Ganz langsam doch gären und welken
die duftenden Rosen und Nelken ...
Jetzt sieht und riecht man, was er ist:
Ein übel faulendes Stück Mist ...
Die Blumen, die ihn einst umfasst,
haben sich an ihn angepasst.
Es wäre nützlich irgendwann,
wüchse er zum Kompost heran ...

Doch selbst das ist nur eine List,
weil dieser Haufen

Giftmüll

ist!
Donata Godlewska ist Teilnehmerin 

der „Schreibwerksta� “, AbM e.V.
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Ich bin für 7,50 Euro arbeiten gegangen.
Kam nach Hause und nahm meine Tochter in den Arm.
Und mein Freund gab mir die Klinke in die Hand.
Und ist so schnell wie er konnte zum Bus gerannt.
Und hat die Nacht durchgesungen, um die Miete heim zu bringen.
Aber krankenversichert waren wir trotzdem nicht und habe deshalb Hartz IV 
gekriegt.
Und alle schimpfen auf so Leute wie mich. Und ich frag mich, warum ich 
Schuld daran bin,
dass Menschen arbeiten gehen und nicht genug haben zum Leben.
Dass Menschen Kinder groß ziehen, mit denen sie nie in den Urlaub fl iegen.
Und wenn ich von uns erzähle und allen, die ich kenne, sagt man schnell:
Die meinen nicht mich, die meinen nur die Penner, 
die nur nehmen, nehmen, nehmen und niemals etwas geben. 
Aber so Leute kenne ich nicht. Das sind alles so Leute, alles so Leute wie ich.

Und ich hab Angst gehabt alles zu verlieren, und Angst gehabt nur noch frem-
de Schritte zu gehen.
Und jeder dieser Schritte macht einen nur müde. Am Ende sind fremde Schrit-
te das einzige Gefühl.
Angst vor jedem Anruf, an dem am anderen Ende der Leitung jemand sitzt, der 
alles kaputt machen kann.
Und Angst vor jedem Antrag, den jemand entscheidet, der Leute wie mich, wie 
mich nicht leiden kann.
Und wir sind, wir sind, wir sind viele. Und ich kann, ich kann, ich kann nichts 
dafür.
Ich war arbeiten und dann war ich studieren. Und als mein Kind kam, war ich 
froh und wollt was ausprobieren.
Und dieses Land sagt, sie brauche Frauen wie mich, aber am Ende meinen die 
gar nicht mich.

Und es sind Leute, die nur nehmen, nehmen, nehmen, die die Lebensläu-
fe schreiben, die erfolgreich aussehen. Und das sind meistens nicht, meistens 
nicht so Leute wie ich.
Und das sind meistens nicht so Leute wie ich.
Und alle schimpfen auf so Leute wie mich. Und ich frag mich, warum ich 
Schuld daran bin,
dass Menschen arbeiten gehen und nicht genug haben zum Leben.
Dass Menschen Kinder groß ziehen, mit denen sie nie in den Urlaub fl iegen.
Und wenn ich von uns erzähle und allen, die ich kenne, sagt man schnell:
Die meinen nicht mich, die meinen nur die Penner, 
die nur nehmen, nehmen, nehmen und niemals etwas geben. 
Aber so Leute kenne ich nicht. Das sind alles so Leute, alles so Leute wie ich.

              (Nummer 1 der Liederbestenliste Oktober und No-

vember 2013, www.maikerosavogel.com)

SO LEUTE WIE ICH  
von Maike Rosa Vogel

“Mit dem Aberglauben ist es auch so 
eine Sache: Ich habe noch keinen 
Menschen getroffen, der sein 13. 
Monatsgehalt zurückgegeben hat.” 
Fritz Muliar
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Berufliche Bildung 
für Beschäftigte 

Berufliche Bildung für Arbeitslose fördern (wenn überhaupt) 
Arbeitsagentur und Jobcenter. Für Beschä�igte, die sich fort-

bilden wollen, gibt es verschiedene Förderungen.
Mit einem Bildungsscheck fördert das Land NRW Beschä�igte aus 

kleinen und mi�leren Unternehmen (bis 250 Beschä�igte). Es über-
nimmt 50 % der Seminargebühren, höchstens 2000 €. Der Zuschuss 
richtet sich an Beschä�igte, ExistenzgründerInnen und Elternzeitle-
rInnen. Den Bildungswunsch muss man sich vorher an einer aner-
kannten Bildungsberatungsstelle absegnen lassen, in Münster bei 
VHS, IHK, Handwerkskammer oder Wirtscha�sförderung. Genaue-
res und Hinweise auf Bildungsberatungsstellen erfahren Sie unter 
www.bildungsscheck.nrw.de. 

Die Bildungsprämie richtet sich an mindestens 15 Stunden Arbei-
tende mit maximal 20.000 € jährlichem Einkommen. Sie brauchen 
ebenso den Segen einer der genannten Beratungsstellen, diese ge-
ben auch weitere Informa�onen. Die Prämie bringt 50 % der Kos-
ten, höchstens 500 €.

Die Bundesagentur für Arbeit fördert über das Programm We-
GeBAU berufliche  Weiterbildung von noch Beschä�igten: ers-
tens gering qualifizierte ArbeitnehmerInnen sowie qualifizierte, die 
vier Jahre in unqualifizierter Stelle arbeiten, zweitens Beschä�ig-
te in kleinen und mi�leren Unternehmen (KMU), die über 45 Jahre 
alt sind sowie auch jüngere, denen der Betrieb 50 % der Weiterbil-
dungskosten zahlt (§§ 81, 82 und 131a SGB III). 

Rentenkassen und betriebliche Unfallversicherungen fördern be-
rufliche Rehabilita�on, wenn gesundheitlich eingeschränkte Arbeit-
nehmerInnen ihren bisherigen Beruf nicht mehr ausüben können. 
Wenn Sie z.B. an einer gesundheitlichen Rehabilita�on (Kur) teilneh-
men, dann fragen Sie dort nach Beratung über ihre Qualifizierungs-
möglichkeiten. Oder Sie lassen sich von Ihrer Gewerkscha� oder Ih-
rem Sozialverband unterstützen. 

Das Meister-Bafög fördert die Aufs�egsqualifizierung. Voraus-
setzung ist, dass man schon einen Berufsabschluss mitbringt und ei-
nen höherrangigen Abschluss anstrebt. Mit zinsgüns�gen Darlehen 
und mit Zuschüssen werden Weiterbildungskosten und Lebensun-
terhalt unterstützt. Wer sich anschließend selbständig macht und 
selbst ArbeitnehmerInnen einstellt, kann einen großen Teil des Dar-
lehens erlassen bekommen. Weitere Infos: www.meister-bafoeg.
info.

Das Bafög fördert unter anderem schulische Berufsausbildun-
gen von jungen Erwachsenen, die bislang keinen formellen Berufs-
abschluss haben. Infos erhält man beim örtlichen Amt für Ausbil-
dungsförderung (www.bafoeg-rechner.de oder unter www.bafoeg.
bmbf.de.)

Kleinere Bildungseinheiten unterstützt der Bildungsurlaub. In 
Nordrhein-Wes�alen bekommen Beschä�igte bis zu fünf Tage be-
zahlten Urlaub, wenn sie sich beruflich oder gesellscha�lich-poli-
�sch weiterbilden wollen. Betriebe ab 10 ArbeitnehmerInnen müs-
sen sich auf deren Wünsche nach Fortbildung einlassen. Nähere In-
forma�onen bekommt man bei Bildungsanbietern oder unter www.
Bildungsurlaub.de. 

Schon immer gibt es eine steuerliche Förderung. Weiterbildungs-
kosten lassen sich als Werbungskosten oder als Sonderausgaben 
steuerlich absetzen. Das heißt, für den Teil des Einkommens in Höhe 
dieser Kosten müssen keine Steuern gezahlt werden. (avo) 

Das Sta�s�sche Bundesamt hat Untersuchungen über  Ar-
mut in Deutschland veröffentlicht, z.B. den Ar�kel „Armuts-

gefährdung von Menschen mit Migra�onshintergrund – Ergebnis-
se des Mikrozensus 2010“ (Gabriela Fuhr). Darin heißt es: „Jeweils 
rund 1,1 Millionen Kinder unter 18 Jahren mit und ohne Migra�ons-
hintergrund waren 2010 armutsgefährdet.“ 

Zusammen mit und ohne Migra�onshintergrund sind das 2,2 Mio. 
Kinder. In der  Antwort auf eine kleine Anfrage der Linken hat die 
Bundesregierung die  Untersuchung aufgegriffen und in der Bun-
destagsdrucksache 17/14521 so zi�ert: „Rund 1,1 Millionen Kinder 
unter 18 Jahren mit und ohne Migra�onshintergrund waren 2010 
armutsgefährdet, ...“  Mit einem Kunstgriff - einfach das Wörtchen 
“jeweils“ weggelassen -  hat die Bundesregierung die Kinderarmut 
halbiert. (avo) 

  _ N I C H T  S PER R I G

Bundesregierung 
halbiert Kinderarmut
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   N I C H T  S PER R I G_  

Was ist bloß aus 
Europa geworden?
Die Armen werden immer ärmer, große Teile des Mittelstands 

rutschen in die Armut, und die Arbeitslosigkeit bei Jungen 
und Älteren steigt. Diese drei Aspekte hat die Internationale Födera-
tion der Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften (IFRC) als Folgen 
der Finanzkrise festgehalten. Für die Studie wurden 42 Landesorgani-
sationen befragt.

In den vergangenen drei Jahren stieg die Zahl jener, die mit Nah-
rungsmitteln versorgt werden müssen, in 22 europäischen Ländern um 
75 Prozent. 43 Millionen Menschen können sich ihr Essen nicht mehr 
leisten, 120 Millionen sind armutsgefährdet, so die Studie. Dazu stei-
gen die Kosten für den Lebensunterhalt schneller als die Löhne, vor al-
lem für Essen und Energie. In Spanien beispielsweise, das besonders 
hart von den Folgen betroff en ist, sind die Strompreise 2012 um un-
glaubliche 50 Prozent gestiegen.

Die Jugendarbeitslosigkeit ist in vielen Ländern alarmierend, ein 
Viertel der untersuchten Länder zeigt dort katastrophale Statistiken. In 
Griechenland ist die Jugendarbeitslosenquote von 22,1 Prozent (2008) 
auf 55,3 Prozent (2012) gestiegen. Aber auch 50- bis 64-Jährige gelan-
gen schneller in die Erwerbslosigkeit: Von insgesamt 2,8 Millionen Ar-
beitslosen im Jahr 2008 auf 4,6 Millionen im Jahr 2012.

Die nationalen Rotkreuz-Organisationen auf dem Balkan, aber auch 
in Frankreich, Italien und Portugal berichten von einer neuen Gruppe 
Menschen, die um Hilfe fragen müssen: Arbeitende Familien, die sich 
am Ende des Monats nichts mehr zu essen leisten können. Viele Mit-
telklasse-Familien leben nur von Tag zu Tag und haben keine Mög-
lichkeit, etwas zu sparen. Außerdem verringert sich die Anzahl jener, 
die zur Mittelschicht gehören. 2008 zählten in Rumänien 20 Prozent 
zur Mittelklasse, heute sind es nur noch zehn Prozent. Dasselbe gilt für 
Kroatien und Serbien.

In Deutschland sind eben-
falls die Folgen der Finanz-
krise zu spüren. Eine Bertels-
mann-Studie vom Dezember 
2012 zeigt, dass die Mittelklas-
se von 65 Prozent im Jahr 1997 
auf 58 Prozent im Jahr 2012 ge-
schrumpft ist. 5,5 Millionen 
Deutsche haben ihren Mittel-
klasse-Status verloren und zäh-

len jetzt zu den Geringverdienern. In derselben Zeitspanne wurde eine 
halbe Million Deutscher zu Großverdienern.

Das deutsche Rote Kreuz hat eine weitere Beobachtung gemacht: 45 
Prozent der Arbeitsverträge, die in Deutschland seit 2008 abgeschlos-
sen wurden, sind so genannte Mini-Jobs – sehr oft ohne irgendeine so-
ziale Absicherung. Ein Viertel der arbeitenden Deutschen sind Niedrig-
lohnverdiener und die Zahl jener, die sich mit ihrer Arbeit den Lebens-
unterhalt nicht mehr verdienen können, steigt kontinuierlich. Im Au-
gust 2012 mussten fast 600.000 Deutsche trotz Sozialversicherung um 
zusätzliche Hilfe bitten, und 1,22 Millionen Deutsche können nicht 
durch ihre Arbeit allein leben. Das alles in einem Land, das nicht da-
für bekannt ist, besonders hart von der Krise getroff en worden zu sein. 
Auch, weil es nur eins von fünf Ländern mit einer höheren Erwerbstäti-
genrate als vor der Krise ist.

„Uns geht es doch gut“ – beruhigt die Kanzlerin mit Blick auf die 
grassierende Verelendung in anderen EU-Staaten. „Uns“ – das sind die-
jenigen in gut bezahlten und sicheren Beschäftigungsverhältnissen 
und die ohnehin reichen Gewinner der großen Umverteilung. Und die 
von allen etablierten Parteien getragene Agenda 2010 habe doch wirt-
schaftliche Erfolge gebracht, von denen letztlich alle profi tieren wür-
den: die Deregulierung der Arbeitswelt, die Verbesserung der interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit und die Konsolidierung der sozialen Si-
cherungssysteme.

Doch tatsächlich hat sich die Armut verschärft bei Arbeitslosen, 
Rentner/innen und Grundsicherungsbeziehenden genauso wie bei Ar-
beitnehmer/innen. Nicht nur ungelernte Arbeitnehmer/innen sind be-
troff en, sondern auch Facharbeiter/innen in der Leiharbeit, Dienstleis-
ter/innen und Akademiker/innen. Von der Armut bzw. Mittelkürzun-
gen betroff en sind auch die „Armutsverwalter“ in staatlichen Behör-
den und Sozialleistungsträger, die ihrerseits bei ihren Aufträgen zu we-
nig zahlen. 

Armut ist kein Betriebsunfall, sondern sie scheint systemnotwendig 
in der „Wettbewerbsgesellschaft“: Als Kehrseite des Reichtums und als 
Druckmittel und Drohung bis weit hinein in die Mittelschichten.  Wie 
gehen wir damit um?

Deutsche Wirtschafts-Nachrichten vom 14.10.2013
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Der im Arbeitslosengeld II veranschlagte Anteil für Strom 
ist zu niedrig. Berechnungen des Deutschen Caritasver-

bandes zeigen, dass der Satz eines alleinstehenden Erwachse-
nen um 27% (= 9,26 Euro) im Monat erhöht werden muss. Nur 
dann können Empfänger/-innen von Arbeitslosengeld II ihre 
tatsächlichen Stromkosten bezahlen.

Deutscher Caritasverband: h� p://www.caritas.de/fuerprofi s/fachthe-

men/sozialpoli� k/energiearmut/regelsatz_hartziv_fuer_energie_erhoehen

Hartz-IV-Empfängern
droht Energiearmut

Über 12 Prozent der Münsteranerinnen und Münstera-
ner, die an der vergangenen Bundestagswahl teilge-

nommen haben, also mehr als 22.000 Menschen, werden im 
18. Deutschen Bundestag nicht vertreten sein. Das hat die 
Münsteraner Zweigstelle von Mehr Demokratie e.V. festge-
stellt. Bundesweit, so der Bundesverband von Mehr Demokra-
tie e.V., sind es sogar 6,8 Millionen Bürgerinnen und Bürger, 
deren Stimmen aufgrund der 5-Prozent-Hürde quasi keine Rol-
le im Bundestag spielen werden.

„Die 5-Prozent-Hürde verwandelt die Wahlurne in einen Pa-
pierkorb“, sagt Jörg Rostek von Mehr Demokratie e.V. in Müns-
ter. „Deshalb muss die Hürde fallen. Das Wahlrecht muss re-
formiert werden.“

Mehr Demokratie e.V. schlägt eine Senkung der Hürde vor. 
Denkbar wäre aber auch eine Ersatzstimme, welche die Bür-
gerinnen und Bürger abgeben könnten. Würde dann die Par-
tei der „1. Wahl“ nicht in den Bundestag einziehen, würde 
die Stimme der „2. Wahl“ greifen. Ein Münsteraner, der sei-
ne Stimme den Piraten oder der FDP gegeben hat, hätte mit 
der zweiten Zweitstimme beispielsweise Grüne, SPD oder CDU 
wählen können.

Die Meinung, die Senkung der Hürde mache die Koalitions-
bildung kompliziert, da mehr Parteien in den Bundestag einzie-
hen könnten, lässt Rostek nicht gelten. „Demokratische Wah-
len sind nicht dazu da, es den Parteien bequem zu machen, 
sondern dafür, die politischen Bedürfnisse und Wünsche der 
Wählerinnen und Wähler abzubilden“, sagt Rostek.

Pressemitteilung von Mehr Demokratie Münster

  _ N I C H T  S PER R I G

Wahlurne wird Papierkorb Volksentscheids-Ranking 2013:
Ergebnisse und deren 
Bedeutung für Münster

Der Verein Mehr Demokratie hat sein Volksentscheids-
Ranking für das Jahr 2013 vorgestellt. Das Ergebnis der 

Untersuchung der Spielregeln für Volks- und Bürgerbegeh-
ren in Nordrhein-Westfalen: Es fehlt an Bürgerfreundlichkeit. 
NRW landet mit der Note „befriedigend“ nur auf Platz 7. Was 
bedeutet das für die Münsteranerinnen und Münsteraner?

Wer glaubt, dass direkt demokratische Verfahren in allen 
Politikfeldern möglich sind, irrt. Würde der Politik einfallen, in 
Münster und Umgebung ein neues Großprojekt wie beispiels-
weise Pläne zum Neubau von Kraftwerken oder den Ausbau ei-
nes Flughafens zu beschließen, blieben die Bürgerinnen und 
Bürger auf demokratischer Ebene machtlos. Sie könnten we-
der ein Abstimmungsverfahren erzwingen noch Alternativvor-
schläge einreichen.

„Wie kann es sein, dass in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen Abstimmungen über solche Fragen erlaubt sind, in NRW 
aber nicht?“, fragt Jörg Rostek von Mehr Demokratie in Müns-
ter.

Die Münsteranerinnen und Münsteraner würden auch bei 
einem geplanten Bau eines Einkaufszentrums oder der Aus-
weisung neuer Gewerbeflächen machtlos in die Röhre gucken. 
Hier können die Bürger nur gegen die Aufstellung von Bebau-
ungs- oder Flächennutzungsplänen vorgehen. Die Frist zur Un-
terschriftensammlung beträgt dazu nur knappe sechs Wo-
chen. Viel zu wenig.

Kurzberichte & 
Meldungen
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Als reich wie nur was gilt die Schweiz. Aber auch dort gibt 
es große Unterschiede im Reichtum und im Einkommen. 

Da passiert jetzt etwas. Die Schweiz macht immer wieder mit 
ihrer direkten Demokratie von sich reden. Verschiedene Volks-
initiativen sind auf den Weg gebracht. 

Am 24.11.2013, zwischen Redaktionsschluss und Erscheinen 
dieser SPERRE, stimmen die Bürgerinnen und Bürger ab über 
eine „Volksinitiative 1:12, für gerechte Löhne“. Das Spitzenein-
kommen in einem Unternehmen soll nicht mehr betragen als 
das Zwölffache des untersten Lohnes. Die Medien machen ei-
nen großen Bogen um das Thema. Das Ergebnis wird mit Span-
nung erwartet und sicher auch bei uns diskutiert werden. 

Für einen  Mindestlohn von 4000 Franken (Kaufkraft etwa 
2000 Euro) sammelt eine Initiative aus Gewerkschaften, Sozi-
aldemokraten und Grünen Stimmen. Eine weitere Volksinitia-

tive beschäftigt sich mit der Steuer auf große Erbschaf-
ten (über 2 Mio. Franken). Sie soll die Rentenkassen und 
die Kommunen entlasten. 

 Ganz schnell gesammelt waren in diesem Jahr die gut 
100 000 Unterschriften für eine vierte   Initiative aus die-
sem inhaltlichen Spektrum, die Volksinitiative für ein 
bedingungsloses Grundeinkommen. Jede und jeder Er-
wachsene soll 2500 Franken im Monat erhalten, das sind 
von der Kaufkraft her etwa 1250 Euro. Der „Bundesrat“, 
also die Regierung der Schweiz muss die Abstimmung bis 
spätestens 2019 durchführen. Die Initiative war recht 
schnell erfolgreich, auch ohne von Parteien, Gewerk-
schaften oder Verbänden unterstützt zu sein, in den Me-
dien kommt sie kaum vor. 

In Deutschland wird es erst mal nichts mit Volksab-
stimmungen, gerade wieder stellt sich die CDU in den Koaliti-
onsverhandlungen quer. (avo)

Volksabstimmung in der
Schweiz: Bedingungsloses
Grundeinkommen

   N I C H T  S PER R I G_  

Volksentscheids-Ranking 2013:
Ergebnisse und deren 
Bedeutung für Münster Der Rankingsbericht von Mehr Demokratie beweist außer-

dem, dass direkte Demokratie, wenn sie bürgerfreundlich da-
herkommt, ein friedliches Element zur Beilegung von Konflik-
ten darstellt. Der Beweis: Insgesamt gibt es mehr Bürgerini-
tiativen, die Alternativvorschläge einreichen, als Bürgerinitia-
tiven, die Planungen stoppen wollen. „Von Wutbürgern kann 
also keine Rede sein“, sagt Rostek und ergänzt: „Das ist und 
bleibt ein Klischee, mit dem aktive Bürgergruppen nur allzu 
schnell etikettiert werden. Wenn die Regeln fair und verständ-
lich sind, kommen Wut - und die damit einhergehenden sozia-
len Verwerfungen - gar nicht erst auf.“

Die deutsche Demokratie lebt nicht nur vom Parlamentaris-
mus, sondern auch vom bürgerlichen Engagement. Die Bürge-
rinnen und Bürger müssen die Möglichkeit haben, in allen we-
sentlichen politischen Fragen ein direktdemokratisches Ver-
fahren einzuleiten, wenn eine relevante Menge von ihnen dies 
für nötig hält. Tabuthemen, wie zum Beispiel Finanzen, darf es 
nicht geben. Die Regeln dieser Verfahren müssen so gestal-
tet sein (Unterschriftenquoten/Fristen etc.), dass eine realis-
tische Chance besteht, erfolgreiche Bürger- und Volksbegeh-
ren durchzuführen. Gibt es sie nicht, ist das für die Demokra-
tie schädlich.

Link zum Volksentscheids-Ranking 2013 von Mehr Demokra-

tie e.V.: http://nrw.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/volksent-

scheids-ranking_2013.pdf
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Regelsätze für 
Hartz-IV-Emfänger 
steigen

  _ N I C H T  S PER R I G

Die Regelsätze für Hartz-IV-Empfän-
ger/-innen sollen angehoben wer-

den. Laut einer Verordnung des Bundes-
arbeitsministeriums steigt der Satz für Al-
leinstehende Anfang 2014 von 382 auf 391 
Euro. Leben zwei Erwachsene in einer Be-
darfsgemeinschaft, so erhalten sie künftig 
jeweils 353 Euro und damit acht Euro mehr 
als bisher.

Die Erhöhung entspricht gut 2,3%. Um 
diesen Prozentsatz werden dem Entwurf 
zufolge auch die anderen Regelstufen ange-
hoben. In die Anhebung gehen die Preisent-
wicklung mit 70% und die Entwicklung der 
Nettolöhne mit 30% ein. Im vergangenen 
Jahr war der Regelsatz für Alleinstehende 
um acht Euro gestiegen, der für Paare um 
sieben Euro.

Im vergangenen Jahr erhielten 6,1 Mio. 
Deutsche Hartz-IV-Leistungen, unter ihnen 
4,4 Mio. im erwerbsfähigen Alter. Aus die-
ser Gruppe ist laut einer DGB-Studie fast je-
der Zweite dauerhaft auf Unterstützung an-
gewiesen.
Spiegel Online

Sobi - wir 
bringen in 

Bewegung!
Das aktuelle 

Sobi-Jahresprogramm 
(August 13 - Juli 14) mit 

vielen neuen Kursen, Work-
shops, Aus- und Fortbildungen 

liegt innerhalb von Münster 
aus und gibt`s natürlich auch 

im Netz!

Fon: 0251-51 11 77 | www.sobi-muenster.de
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Eine gemeinsame Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) sowie der Universität Halle-

Wittenberg kommt zum Ergebnis, dass bei über einem Drittel 
der ALG II- Empfänger innerhalb eines Jahres mindestens eine 
psychiatrische Diagnose gestellt worden ist.

Die Forscher berufen sich hierbei auf Daten der Krankenkas-
sen, der gesetzlichen Rentenversicherung und weiterer Behör-
den. Als besorgniserregend können in diesem Zusammenhang 
die Daten der AOK bezeichnet werden, wonach sich die Quo-
te von Hilfebedürftigen mit psychischen Problemen zwischen 
2007 und 2011 sogar um 7,6 Prozent auf 40,2 Prozent erhöht 
hat.

“Für die, die mit Arbeitslosen und unseren Mitarbeitern in 
den Jobcentern in Kontakt sind, ist der Befund nicht überra-
schend”, erklärte BA-Vorstandsmitglied Heinrich Alt in einer 
Stellungnahme.

Alt bekräftigte, dass die Jobcenter jenes Problem noch inten-
siver als bislang bearbeiten würden. Seiner Meinung nach dür-
fe die Wechselwirkung zwischen Erwerbslosigkeit und psychi-
schen Problemen nicht unterschätzt werden, da eben jene so-
wohl Ursache als auch Folge sein könnten. Darüber hinaus ap-
pellierte der BA-Vorstand an die Arbeitgeberseite, psychisch 
kranken Erwerbslosen eine Chance zu geben. Schließlich seien 
viele von ihnen hochproduktiv und hochintelligent.
Rosa-Luxemburg-Stiftung

Gesellschaftsanalyse und politische Bildung e. V. 

http://www.sozialleistungen.info/news/01.11.2013-

hartz-iv-jeder-dritte-hilfebeduerftige-psychisch-krank/

?utm_source=Newsletter&utm_medium=E-Mail&utm_

campaign=Newsletter

GEZ heißt heute Rundfunkbeitrag und kostet so viel wie 
früher, nämlich 17,98 € im Monat. Er ist nicht mehr 

an einzelne Personen gebunden, sondern wie die Gebäude-
Grundsteuer an das Gebäude oder die Wohnung. Man kann 
also nicht mehr sagen: „Ich habe keinen Fernseher oder kein 
Radio, also brauche ich nicht zahlen“, sondern es muss jetzt für 
jede Wohneinheit und für jeden Betrieb gezahlt werden. Die 
Neuregelung ist leichter zu verwalten, die Regelung scheint 
weniger umstritten zu sein, der GEZ-Kontrolleur ist arbeitslos 
geworden, und es kommt offensichtlich mehr Geld rein (faz.
net vom 10.11.2013). 

Die alten Ausnahmen für bestimmte Gruppen mit niedri-
gen Einkommen und für manche Behinderte sind ungefähr ge-
blieben. Das gilt für Personen, die z.B. Alg II, Sozialhilfe, Ba-
fög oder eine weitere Sozialleistung mit Prüfung der Bedürf-
tigkeit beziehen, und ebenso für Taubblinde und Empfänge-
rInnen von Blindenhilfe. Diese Berechtigung zur Beitragsfrei-
heit müssen Sie mit dem entsprechenden Bescheid nachwei-
sen. Behinderte mit einem „RF“ in ihrem Schwerbehinderten-
ausweis sind nicht mehr frei, sondern zahlen jetzt ein Drittel 
des Regelbeitrags, z.Z. 5,99 €. Wer mit dem Einkommen ein 
klein wenig über dem Sozialhilfesatz liegt, kann sich diese ge-
ringfügige Überschreitung  von der Gemeinde bescheinigen 
lassen; dann wird der Teil des Rundfunkbeitrags erlassen, der 
nicht gedeckt ist.

Eine Beitragsbefreiung müssen Sie zeitnah beantragen, 
nachdem Sie die befreiende Bescheinigung von der Behörde 
erhalten haben, bis maximal zwei Monate nach Ausstellung  Ih-
res Bescheids. Melden Sie sich erst später, dann müssen Sie 
auch für die bislang verstrichenen Monate bezahlen. Aber im-
merhin haben Sie nun einen kleinen Spielraum für spät eintref-
fende Bewilligungsbescheide.  (avo)

Ausführliche Informationen finden Sie z.B. unter: 

www.rundfunkbeitrag-befreiung.de 

Rundfunkbeitragsbefreiung
und Ermäßigung

Regelsätze für 
Hartz-IV-Emfänger 
steigen
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Jeder dritte Hilfebedürtige
psychisch krank?
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Hartz IV: Betriebskosten-
rückzahlung nicht 
pfändbar
Betriebskostenrückzahlungen vom Vermieter 
werden im Folgemonat auf den Alg II-Bedarf 
angerechnet. Darum können sie nicht gepfän-
det werden.
BGH vom 20.6.2013, IX ZR 310/12 nach Sozialinfo 
3/2013

  _ A L L E S  WA S  R EC H T  I S T

Urteile & Tipps

Nicht erforderlicher Umzug
Zieht eine Hartz IV-BezieherIn ohne den Segen des Jobcenters in eine teurere Wohnung 
als bislang, so trägt das Jobcenter nicht die komple� en Mietkosten, sondern höchstens 
die der bisherigen Wohnung. Allerdings ist die Obergrenze nicht sta� sch, sondern auch 
sie ist anzupassen nach der Preisentwicklung in dem bisherigen  Haus. Sind dort die Mie-
ten ges� egen, so müssen auch die Mietkostenzuschüsse für die neue Wohnung ange-
passt werden.
SG Dresden, vom 6.8.2013, S 38 AS 1793/13 nach Sozialinfo 3/2013

Leihgebühren für schulisch genutztes Cello
Im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepaketes konnten einem Kind im Hartz IV-Bezug bis 
zum 1.8.2013 keine Kosten für das Ausleihen eines Musikinstrumentes ersta� et werden, 
das das Kind erlernen will. Ab dem S� chtag ist das möglich, aber nur, wenn der Musikun-
terricht nicht schulisch, sondern nur außerschulisch erfolgt (warum das so ist, erklärt die 
Ministerin Ursula von der Leyen).
BSG, vom 10.9.2013, B 4 AS 12/13, nach Sozialinfo 3/2013

Mi� woch 10 – 12h

Au� eilung der Unter-
kun� skosten in WG
Während in einer Hartz IV-Bedarfsgemein-
scha�  die Mietkosten mit gleichem Anteil ver-
teilt werden, können in einer Wohngemein-
scha�  mit einzelnen Hartz IV-Beziehern an-
dere Kostenverteilungen wirksam vereinbart 
werden. Die vom Jobcenter zu übernehmen-
den Mietkosten haben sich daran zu orien� e-
ren.
BSG, vom 22.8.2013, B 14 AS 85/12 R, nach Sozial-
info 3/2013

Mietobergrenzen 
in einer 
Wohngemeinscha�  
Für eine von einer WG gemeinsam genutz-
te  Wohnung gelten nicht die Obergrenzen 
für die gesamte Wohnung, sondern die je-
weiligen individuellen Obergrenzen der ein-
zelnen Alg II beziehenden Bewohner.
LSG Sachsen-Anhalt, vom 15.8.2013, L 5 AS 568/13 
B ER, nach Sozialinfo 3/2013

Eilverfahren erst ab 
Räumungsklage
Einen einstweiligen Rechtsschutz bei ausblei-
benden Zahlungen für Unterkun� skosten 
kann ein Hartz IV-Leistungsbezieher erst be-
kommen, wenn die Unterkun�  akut gefährdet 
ist, also bei einer Räumungsklage.
LSG NRW, vom 8.7.2013, L 2 AS 116/13 B ER, nach 
Sozialinfo 3/2013

Recht auf Beratung
Das Jobcenter hat die Pfl icht zur Beratung und 
muss einem Alg II-Bezieher den Zugang zu ei-
ner Beratung bieten. Verschaff t das Jobcenter 
einer Anfrage wegen einer Leistungsangele-
genheit keinen Beratungstermin, so kann auch 
nach Ablauf der eigentlichen  Widerspruchs-
frist immer noch ein Widerspruch möglich 
sein.
SG Duisburg, vom 2.8.2013, S 35 AS 732/10, nach 
Sozialinfo 3/2013

Objekt: Eilike Schlenkhoff
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Urteile & Tipps

Umsatzsteuern als Betriebsausgabe
Abweichend vom Steuerrecht rechnet das Jobcenter eine abzufüh-
rende Umsatzsteuer erst in dem Zeitraum an, in dem sie ans Finanz-
amt abfl ießt. Eine Rückstellung des verarmten Unternehmers für die 
später abzuführende Steuer wird nicht als Betriebsausgabe aner-
kannt. Die vereinnahmte Steuer aus einem Geschä�  gilt als Einnahme 
des Hartz IV-Beziehers, die auf den Hartz IV-Bedarf anzurechnen ist, 
auch wenn sie nicht dem Betrieb, sondern dem Finanzamt gehört. 
BSG, vom 22.8.2013, B 14 AS 1/13, nach Sozialinfo 1/13

Aufwendungsersatz für den 
Erwerb eines Schulbuchs
Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer Aufwen-
dungen zu ersetzen, die dieser in Bezug auf die Ar-
beitsausführung gemacht hat, wenn die erbrachten 
Aufwendungen nicht durch das Arbeitsentgelt abge-
golten sind und der Arbeitnehmer sie nach verständi-
gem Ermessen subjek� v für notwendig halten durf-
te. Wenn ein Lehrer nicht die für den Unterricht not-
wendigen Materialien erhält, wie im Strei� all das von 
den Schülern benutzte Schulbuch für den Mathema-
� kunterricht, dann kann der Lehrer es selbst kaufen 
und sich vom Land als seinem Arbeitgeber ersta� en 
lassen. Die Kosten der Schulmaterialien sind nicht 
durch das Gehalt des Lehrers abgedeckt.
Bundesarbeitsgericht, 12. März 2013 - 9 AZR 455/11 –

   A L L E S  WA S  R EC H T  I S T_  
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









Heute auf dem Stundenplan: 
Schule&Zeitung.

Machen Sie Ihre Schüler zu Leseratten. Mit der Süddeutschen 
Zeitung. Sechs Wochen lang. Druckfrisch und kostenlos ins 
Klassenzimmer. Mit speziell entwickeltem Unterrichtsmaterial. 
Und mit der Sicherheit, die Medien- und Lesekompetenz Ihrer 
Schüler zu fördern und zu stärken. 

Mehr Informationen zu werdenden Leseratten bei Gabriele Knissel, 
Leiterin Jugendmarketing, Tel. 089/2183-9824.
www.schule-und-zeitung.de

Kosten für Brille
Die Kosten einer Brille lassen sich in der Regel we-
der von der Krankenversicherung noch vom Jobcen-
ter oder einer anderen Sozialeinrichtung ersta� en. 
Wenn jedoch krankheitsbedingt die Sehkra�  kon-
� nuierlich nachlässt, kann die Brillenbeschaff ung 
möglicherweise einen laufenden und nicht nur ein-
maligen besonderen Bedarf darstellen. Dieser kann 
vom Jobcenter ersta� et werden.
LSG NRW, vom 12.6.2013, L 7 AS 138/13 B, nach Sozial-
info 3/2013

Objekt: Eilike Schlenkhoff

Foto: Maike Sammet 
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Urteile & 
 Tipps

Abgrenzung von Arbeits- 
und Werkvertrag 
Erbringt ein Werktä� ger über mehrere Jahre zwar mit Unterbrechungen, 
aber fortlaufende Tä� gkeiten, so hat die Arbeit eher den Charakter einer  
abhängigen Beschä� igung als den einer selbständigen Werkvertragsbezie-
hung. Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit, die Nutzung der Betriebsmi� el 
des Dienstherrn, die monatlich fortlaufende Zahlung des Entgelts machen 
den Arbeitnehmercharakter deutlich. Auch macht die Gestaltung des Ver-
trages deutlich, dass nicht die Herstellung einer Sache oder eines Erfolges, 
sondern ein bes� mmtes Arbeiten geschuldet ist. 
Bundesarbeitsgericht, 25. September 2013 - 10 AZR 282/12 - 

Bewerbung auch bei
fehlendem Drucker
Wer eine bes� mmte Zahl von Bewerbungen pro Monat 
belegen soll, kann sich auch per Mail, telefonisch, hand-
schri� lich oder persönlich bei einem Arbeitgeber vorstel-
len. Ein nicht funk� onsfähiger Drucker entlastet nicht von 
der Bewerbungspfl icht in der Eingliederungsvereinbarung. 
SG Stu� gart, vom 30.11.2012, S 14 AS 738/12, nach Sozialinfo 3/2013

Einsatz von Leiharbeit-
nehmern im Betrieb  
Ein Arbeitgeber muss die Zus� mmung des Betriebsrats einholen, bevor er  
LeiharbeitnehmerInnen beschä� igt. Der Betriebsrat kann die Zus� mmung 
verweigern, wenn diese Beschä� igung rechtswidrig ist. Die Überlassung 
von LeiharbeitnehmerInnen ist laut Gesetz „vorübergehend“ gesta� et. Ein 
Arbeitgeber beabsich� gte, eine Leiharbeitnehmerin ohne jegliche zeitliche 
Begrenzung sta�  einer Stammkra�  einzusetzen. Das ist nicht mehr „vorü-
bergehend“, der Betriebsrat kann mit Recht seine Zus� mmung verweigern.  
Bundesarbeitsgericht,  10. Juli 2013 - 7 ABR 91/11 - 

Untersuchung auf Drogensucht
Eine Hartz IV-Bezieherin darf einen Drogentest verweigern, wenn es kei-
ne  Hinweise darauf gibt, dass eine Drogenabhängigkeit vorliegt. Ein solcher 
Eingriff  wäre ein Eingriff  in allgemeine Grundrechte. Im Nachhinein besteht 
jedoch nur in schwerwiegenden Fällen ein Anspruch auf eine Entschädigung 
wegen dieses Eingriff s. 
LG Heidelberg, vom 22.8.2013, 3 O 403/11 nach Sozialinfo 3/2013

Kontogebühren 
für P-Konto 
Wer das Girokonto in ein P-Konto (Pfändungsschutz-Kon-
to) umwandeln lässt, darf nicht mit höheren Gebühren be-
lastet werden.
BGH vom 16.7.2013, XI ZR 260/12 nach Sozialinfo 3/2013- 
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Kündigungsschutz: Leiharbeitnehmer 
und Größe des Betriebs
Das Kündigungsschutzgesetz gilt für nach dem 31. Dezember 2003 einge-
stellte Arbeitnehmer nur in Betrieben, in denen in der Regel mehr als zehn 
Arbeitnehmer beschä�igt werden. Bei der Berechnung der Betriebsgröße 
sind auch im Betrieb beschä�igte Leiharbeitnehmer zu berücksich�gen, 
wenn ihr Einsatz auf einem „in der Regel“ vorhandenen Personalbedarf be-
ruht. Der Berücksich�gung von Leiharbeitnehmern steht nicht schon ent-
gegen, dass sie kein Arbeitsverhältnis zum Betriebsinhaber begründet ha-
ben. Kleinbetriebe sind aus dem Anwendungsbereich des Kündigungs-
schutzgesetzes herausgenommen wegen der dort häufig engen persönli-
chen Zusammenarbeit, wegen ihrer zumeist geringen Finanzaussta�ung 
und wegen der stärkeren Belastung eines Kleinbetriebes durch einen Kün-
digungsschutzprozess. Eine Unterscheidung der Betriebsgröße danach, ob 
die im Betrieb arbeitenden Arbeitskrä�e  eigene oder auch entliehene sind, 
ist deshalb nicht gerech�er�gt. 
Bundesarbeitsgericht, 24. Januar 2013 - 2 AZR 140/12 -

Keine Sanktion wegen der 
Kündigung einer Stelle
Wird einer Alg II-Bezieherin ihr Minijob gekündigt, weil sie mehrfach nicht 
zur Arbeit erschienen ist, so ist das nicht notwendigerweise eine Pflicht-
verletzung, die mit einer Kürzung zu bestrafen ist. Eine Sank�on für dieses 
Verhalten setzt voraus, dass der Verlust der Stelle in der Absicht geschah, 
mehr Alg II zu erhalten. Konnte die Frau jedoch wegen ihrer Alkoholkrank-
heit nicht zur Arbeit gehen, so mag sie die Kündigung vielleicht billigend in 
Kauf genommen haben, aber es stand nicht die Absicht dahinter, vom Job-
center mehr Geld zu erhalten.
SG Mainz, vom 2.7.2013, S 5 AS 438/13 ER
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